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1. Einleitung 

Dieses Arbeitspapier wurde im Rahmen des Forschungsprojekts „EnGeno – Transformationspotenziale von 

Energiegenossenschaften – Mit postfossilen Dezentralisierungsstrategien zur Energiewende“ verfasst.1 Die 

übergreifende Fragestellung des Projekts ist, welchen Beitrag Energiegenossenschaften zur Umstellung des 

Energiesystems auf erneuerbare Energien leisten können. Dabei hat das Arbeitspapier einen vorbereitenden 

Charakter. Denn um die Transformationspotenziale von Energiegenossenschaften beschreiben zu können, sind 

zum einen die als notwendig erachteten Transformationsschritte zu identifizieren. Zum anderen hängt das Trans-

formationspotenzial von Energiegenossenschaften stark von den gesetzlichen Rahmenbedingungen ab, die 

energiepolitisches und energiewirtschaftliches Handeln einzelner Akteure – dies betrifft die klassischen Akteure 

der Energiewirtschaft wie Energiegenossenschaften gleichermaßen – ermöglichen, erschweren oder verunmögli-

chen.2  

Das Arbeitspapier basiert auf Vorarbeiten am IdE Institut dezentrale Energietechnologien, auf Literaturauswer-

tungen, der Sichtung von Veröffentlichungen und Stellungnahmen einschlägiger energiepolitischer Akteure sowie 

auf 17 Experteninterviews, die im Zeitraum von Januar bis November 2014 durchgeführt wurden (zur Liste der 

befragten Personen siehe Anhang). Da das Arbeitspapier sich mit zukünftigen Entwicklungen im Energiesektor 

beschäftigt, ist es im Kontext von energiepolitischen Szenarien zu verorten. Methodische Vorüberlegungen hierzu 

finden sich in Kapitel 2. In Kapitel 3 wird kurz und knapp der Status Quo im Energiesektor beschrieben. Kapitel 4 

erörtert aufbauend auf den Experteneinschätzungen die wichtigsten Transformationsschritte hin zu einem erneu-

erbaren Energiesystem. Kapitel 3 und 4 haben einen einführenden Charakter und können von Leserinnen und 

Lesern, die mit dem „Energiewende“-Diskurs vertraut sind, übersprungen werden. 

Im Hauptteil des Arbeitspapiers, in Kapitel 5, werden drei Entwicklungsalternativen vorgestellt. Diese Entwick-

lungsalternativen werden als Zukunftsfelder konzipiert, die ausgehend von kurzen einführenden Szenarien die 

Vorstellungen von energiepolitischen Akteuren zusammenfassen, um das jeweilige Szenario zu fundieren und zu 

konkretisieren. Mit den drei Zukunftsfeldern „Internationaler Verbund“, „Regionenverbund“ und „Lokale Selbstver-

sorgung“ wird anschaulich illustriert, wie weit die energiepolitischen Vorstellungen einzelner Akteure, seien es die 

europäische Kommission, die großen Energiekonzerne, die Stadtwerke, die energiepolitisch aktive Kommunen 

und Landkreise oder Bürgerenergieunternehmen, auseinanderliegen. Um Anhaltspunkte zur zukünftigen Rele-

vanz der drei Zukunftsfelder zu gewinnen, werden in Kapitel 6 die Einschätzungen der befragten Experten zum 

Verhältnis der drei Zukunftsfelder wiedergegeben. Da der Handlungsraum für die meisten Energiegenossen-

schaften die regionale Ebene ist, wird das Arbeitspapier in Kapitel 7 um ein Szenario ergänzt, das exemplarisch 

                                                           
1
 Für wertvolle Hinweise und Diskussionsbeiträge danken wir den Projektpartnern, v.a. Christian Lautermann. Weitere 

Informationen sind auf der Projektwebsite unter http://engeno.net zu finden. Außerdem danken wir den Interviewpartnern 
für Ihre Zeit, Expertise und hilfreichen Einschätzungen. 

2
 Dass die Handlungsmöglichkeiten von Energiegenossenschaften ganz wesentlich von rechtlichen und ökonomischen 

Rahmenbedingungen abhängen, verdeutlichen die Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit. Nachdem das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) durch den Einspeisevorrang und die festen Vergütungssätze für erneuerbaren Strom die 
Markteintrittsbarrieren enorm gesenkt hatte, war ein Boom von Genossenschaftsgründungen im Energiesektor zu be-
obachten. Die überwiegende Zahl der Genossenschaften investierte in mittelgroße Photovoltaik-Anlagen, die durch ein 
überschaubares Investitionsvolumen und planbare Mittelrückflüsse mit moderaten, aber auskömmlichen Renditen gekenn-
zeichnet waren. Mit den EEG-Novellen in den Jahren 2013 und 2014 wurden die Vergütungssätze reduziert und die admi-
nistrativen Anforderungen derart erhöht, dass dieses Geschäftsfeld unattraktiv für Genossenschaften geworden ist. 
Gleichzeitig wird die Beteiligung an größeren Projekten (z.B. Windparks) erschwert, indem durch eine Reform des Kapital-
anlagengesetzbuches u.a. eine Prospektpflicht auch für Genossenschaften eingeführt wird. In der Folge ist gegenwärtig 
ein Einbruch der durch Energiegenossenschaften getätigten Investitionen zu beobachten. Während im Jahr 2011 noch 167 
Energiegenossenschaften gegründet wurden, sank die Zahl im Jahr 2013 auf 129 Gründungen und im ersten Quartal des 
Jahres 2014 wurden nur noch 17 neue Energiegenossenschaften eingetragen. Im Vergleich mit dem Vorjahresquartal 
entspricht das einem Einbruch um fast die Hälfte. Nach Schätzungen der Bundesgeschäftsstelle Energiegenossenschaften 
wurden aufgrund der unsicheren Rahmenbedingungen im Jahr 2014 Investitionen in der Höhe von etwa 300 Millionen 
Euro zurückgestellt Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. (2014, 5). 

http://engeno.net/
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für eine Modellregion die Struktur einer erneuerbaren Energieversorgung im Jahr 2050 schildert sowie einen 

Transformationspfad beschreibt. Die Erörterung der Auswirkungen dieser Zukunftsentwürfe auf die Energiege-

nossenschaften bleibt dem nächsten Arbeitspapier vorbehalten. 

2. Methodische Vorüberlegungen 

Der Gegenstand dieses Arbeitspapiers sind zukünftige Entwicklungen im deutschen Energiesystem. Zur Ab-

schätzung und Beschreibung der Zukunft wird methodisch häufig auf Szenarien zurückgegriffen. Szenarien sind 

konsistente, meist alternative Zukunftsbilder, die Aufschluss über wichtige Trends, zukünftige Herausforderungen 

und gesellschaftliche Zielvorstellungen geben können. Sie dienen zur Entwicklung alternativer Entwicklungspfa-

de, zur Sensibilisierung auf mögliche Veränderungen des Umfelds, zur Identifikation und Verdeutlichung von 

Leitbildern, zur Ermittlung von kritischen Entscheidungspunkten und damit zur Eröffnung von Handlungsoptionen 

(Heinecke 2012, 2). Sie werden systematisch aus der gegenwärtigen Situation heraus entwickelt und sind daher 

plausible und begründbare Bilder der Zukunft. Ein Szenario beschreibt dabei nicht nur die mögliche Zukunft, 

sondern auch den Pfad, der zu dieser zukünftigen Situation führt. Die Entwicklung der nahen Zukunft ist dabei 

deutlich geprägt durch bestehende Normen, Gesetze, Kenntnisse, Verhaltensmuster, Bauten und Infrastruktur-

einrichtungen, die sich kurzfristig nicht ändern (lassen). Das Möglichkeitsspektrum vergrößert sich, je weiter in die 

Zukunft geblickt wird (Geschka/Schwarz-Geschka 2012, 3–4). 

Zukünftige Entwicklungen können nicht Gegenstand empirischer Forschung sein: „Alles, was zukünftige Gegen-

warten betrifft, ist nicht empirisch zugänglich, sondern befindet sich in unseren Gedanken, in den Debatten, in 

Texten oder Diagrammen.“ (Grunwald 2008, 37). Die Unsicherheit der Zukunft wird bei der Erstellung von Szena-

rien als gegeben akzeptiert. Szenarien liefern keine Voraussagen der Zukunft wie herkömmliche Prognosen. 

Vielmehr liefern sie in sich stimmige Bilder dessen, was sein könnte – als Möglichkeiten ohne Bewertung hin-

sichtlich der Wahrscheinlichkeit des Eintretens (Heinecke 2012, 42). Insofern haben Szenarien einen Konstrukti-

onscharakter, was sich auch in der gängigen Rede vom scenario-building verdeutlicht. Szenarien basieren 

grundsätzlich auf Annahmen, wie z.B. Trendfortschreibungen, strukturellen Brüchen, Innovationen etc. In Abhän-

gigkeit von Ziel und Anwendungszweck werden Szenarien sehr unterschiedlich ausgestaltet. Dabei können 

Szenarien explorativ oder normativ sein bzw. quantitativ oder qualitativ (Alcamo 2008; Kosow/Gassner 2008).  

Explorative, auch experimentelle Szenarien genannt, dienen der Erkundung von Zusammenhängen und zukünfti-

gen Möglichkeiten. Im Vordergrund steht die Frage „Was wäre, wenn?“. Explorative Szenarien arbeiten häufig, 

jedoch nicht zwingend mit Forecasting-Verfahren, wobei bereits zu beobachtenden Dynamiken unter bestimmten 

Annahmen in die Zukunft fortgeschrieben werden. Es wird dabei offen gelassen, ob die damit beschriebenen 

zukünftigen Entwicklungen und Zustände wünschenswert sind oder nicht. Dies steht im Gegensatz zu normativen 

Szenarien, die dazu dienen, wünschenswerte Entwicklungen und Zustände zu beschreiben. Die Erstellung von 

normativen Szenarien ist durch die Fragen „Was soll sein? Wie kann das erreicht werden?“ geleitet. Hierzu 

werden häufig Backcasting-Verfahren eingesetzt, die ausgehend von einem wünschenswerten Zielzustand in der 

Zukunft „rückwärts“ in Richtung Gegenwart blicken, um die zur Zielerreichung notwendigen Maßnahmen und 

Handlungsoptionen zu identifizieren und zu terminieren. Qualitative, narrative Szenarien arbeiten mit textlichen 

Beschreibungen und visuellen Bildern von zukünftigen Entwicklungen und Zuständen. Sie finden häufig Anwen-

dung als Leitbilder oder Visionen. Methodisch werden sie u.a. über literarische Verfahren des „szenario writing“ 

erstellt. Quantitative, in der Regel modellbasierte Szenarien, hingegen basieren auf mathematischen Verfahren 

und Computersimulationen. 

In der Praxis werden in der Regel explorative und normative bzw. quantitative und qualitative Eigenschaften und 

damit auch die entsprechenden Methoden kombiniert. Üblicherweise wird zwischen Trend- und Zielszenarien 

sowie Alternativszenarien unterschieden. Trendszenarien schreiben gegenwärtige Entwicklungen und Dynamiken 

fort. Dabei wird angenommen, dass wesentliche gesellschaftliche, technische und politische Rahmen-
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bedingungen gleichbleiben und sich in der Vergangenheit zu beobachtende Entwicklungsdynamiken in die 

Zukunft fortschreiben lassen. Trendszenarien sind in der Regel explorativ und arbeiten mit Forecasting. Zielsze-

narien zeigen in der Regel wünschenswerte Entwicklungen und Zustände auf. Politisch formulierte Zielvorstellun-

gen (z.B. 100 % erneuerbare Energien, -90 % THG-Emissionen) werden konkretisiert (z.B. Wie sieht eine 

Vollversorgung mit erneuerbaren Energien aus?). Daraus können Maßnahmen abgeleitet werden, damit eine 

Zielerreichung möglich wird (Was muss passieren, damit die Emissionen um 90 % sinken?). Zielszenarien haben 

einen stark normativen Charakter und arbeiten in der Regel mit einer Kombination aus Forecasting und Backcas-

ting. 

Unter Alternativszenarien können alle anderen Formen von Szenarien subsummiert werden, wie z.B. Ereignis-

szenarien (Was passiert, wenn der Ölpreis steigt?), Instrumentenszenarien (Was passiert, wenn die Energieein-

sparverordung verschärft wird?) und Extremszenarien (Wie hoch ist der Anteil erneuerbarer Energien, wenn wir 

das technische Potenzial für Windenergie vollständig ausschöpfen? Welche Konsequenzen hat das auf das 

Landschaftsbild?). Extremszenarien können dabei Minimal- oder Maximalszenarien sein. Diese Szenarien haben 

einen experimentellen Charakter und sollen helfen, Zusammenhänge und Wirkungen zu verstehen. Best-case 

und Worst-case-Szenarien dienen ebenso wie Extremszenarien zur Analyse von Zusammenhängen, allerdings 

unter bestimmten normativen Vorgaben. 

In diesem Arbeitspapier werden explorative, sowohl qualitative als auch quantitative Szenarien verwendet. In 

Kapitel 5 werden auf der Basis einer Studie des Umweltbundesamtes (Umweltbundesamt 2010) drei Alterna-

tivszenarien zu den Grundstrukturen des Energiesystems vorgestellt. Ausgehend von diesen Szenarien wird 

untersucht, welche Akteure auf das jeweilige Szenario hinwirken und wie diese Akteure sich die Ausgestaltung 

des zukünftigen Energiesystems vorstellen. Die Ausführungen basieren auf einer Dokumentenanalyse von 

Veröffentlichungen energiewirtschaftlicher und energiepolitischer Akteure sowie auf Expertenaussagen. Da diese 

Ausführungen im Wesentlichen die Standpunkte der Akteure widerspiegeln und damit deutlich empirischer 

geprägt sind als es für Szenarien üblich ist, werden sie als Zukunftsfelder bezeichnet. Ergänzend wird ein 

Zielszenario für eine Region mit dem Zeithorizont 2050 entwickelt, die sich dann vollständig mit erneuerbaren 

Energien versorgen wird. Dieses Szenario baut auf eine Potenzialanalyse zu erneuerbaren Energien auf und 

beschreibt einen Entwicklungspfad, wie die Vollversorgung mit erneuerbaren Energien bis 2050 in dieser Region 

erreicht werden kann. Bei den in diesem Arbeitspapier beschriebenen Zukunftsfeldern handelt es also sich nicht 

um modellbasierte, simulierte Szenarien, wie sie schon zahlreich für das deutsche Energiesystem vorliegen 

(Umweltbundesamt 2014; Prognos AG et al. 2014; Fraunhofer ISE 2013; Forschungsstelle für Energiewirtschaft 

e.V. 2009). 

3. Die Ausgangssituation im Energiesektor 

Ein Leben und ein Wirtschaftssystem ohne den allgegenwärtigen Einsatz von Energietechnologien sind nur noch 

schwer vorstellbar. In Industrieländern nutzt jeder Mensch heute ein Vielfaches des menschlichen Grundumsat-

zes. Dabei sind die Verbraucher in ein technisch und wirtschaftlich ausdifferenziertes System der (Fremd-) 

Versorgung eingebunden. Während global der Energieverbrauch weiter wächst – seit 1990 ist dieser um 50 % 

gestiegen – hat er sich in Deutschland im gleichen Zeitraum stabilisiert und damit vom Wachstum der Wirt-

schaftsleistung entkoppelt (Prognos AG et al. 2014, 8–9). So bewegt sich der Energieverbrauch in der Größen-

ordnung von ca. 3.800 TWh Primärenergie und 2.500 TWh Bruttoendenergie (AG Energiebilanzen 2013). Etwa 

die Hälfte des Endenergiebedarfs wird für die Bereitstellung von Wärme, 20 % für Strom und 30 % für Mobilität 

benötigt (AG Energiebilanzen 2012). Bis heute stellen fossile Energieträger, also Mineralöl, Erdgas, Braun- und 

Steinkohle, mit 80 % des Primärenergieverbrauchs die wichtigste Energiequelle dar. Während Braunkohle auf 

Dauer in Deutschland sehr kostengünstig abgebaut werden kann, liegt die Importabhängigkeit von Steinkohle bei 

80 %, von Gas bei 85 % und von Mineralöl sogar bei 96 %. Seit Beginn des Jahrtausends stellen erneuerbare 

Energien einen zunehmenden Anteil, der gegenwärtig bei 12 % liegt (BMWi 2014a). 
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Die Deckung des Energiebedarfs gilt nicht als Aufgabe der staatlichen Daseinsvorsorge. Vielmehr ist der Staat 

für die Schaffung von Rahmenbedingungen für private energiewirtschaftliche Akteure zuständig. Energierecht ist 

weitgehend Bundesrecht, vor allem was die ordnungsrechtlichen und fiskalischen Aspekte betrifft. So setzt die 

Bundesregierung Ziele, Normen und Marktanreize, die sich an die privaten oder öffentlichen Versorgungs-

unternehmen und Netzbetreiber, an drei Millionen Unternehmen und 40 Millionen Haushalte richten (Fink et al. 

2013). Zu den wichtigsten gesetzlichen Grundlagen gehört das Energiewirtschaftsgesetz (EnWG), das u.a. den 

diskriminierungsfreien Zugang von Energielieferanten zu den Netzen für Strom und Gas regelt. Details der 

Regulierung legt die Bundesnetzagentur fest. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) regelt seit 2000 die Abnahme und Vergütung erneuerbaren Stroms 

und ist in sehr kurzen Abständen immer wieder Gegenstand von Reformen. Eingeführt, aber bisher wenig be-

deutsam sind das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) sowie das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 

(EEWärmeG). Die Energieeinsparverordnung (EnEV) ist gegenwärtig das zentrale Instrument für die Senkung 

des Wärmebedarfs im Gebäudebereich, indem es die zulässigen Höchstwerte für den Energieverbrauch von 

Gebäuden festlegt. Durch ihre Kompetenzen im Planungsrecht können Länder und Kommunen die Geschwindig-

keit beim Bau von Infrastruktur im Energiesektor stark beeinflussen. Kommunen können lokal über die kommuna-

len Energieversorgungsunternehmen, Infrastrukturinvestitionen und Konzessionsvergaben für die lokalen Strom- 

und Wärmenetze Einfluss auf das Energiesystem nehmen. 

Hohe Dynamik bei der Transformation im Elektrizitätssektor 

Etwa 20 % des deutschen Energiebedarfs entfallen auf den Stromsektor. Mit 42 % am Strombedarf ist die Indust-

rie der größte Stromverbraucher. Die Haushalte verbrauchen mit 27 % fast so viel Strom wie die Unternehmen im 

Bereich Gewerbe, Handel und Dienstleistungen mit 28 % (AG Energiebilanzen 2012).  

 

Abbildung 1: Energiebedarf im Stromsektor in Deutschland im Jahr 2012, Quelle: AG Energiebilanzen 2012 

Im Stromsektor weist die Transformation des Energiesystems die größte Dynamik auf. Während die erneuerba-

ren Energien im Jahr 2000 lediglich einen Anteil von 6,2 % des deutschen Strombedarfs deckten, stieg ihr Anteil 

2005 schon auf 10 % und 2010 bereits auf 17 %, um heute über 25 % des Strombedarfs zu decken (BMWi 

2014e, 14). Gleichwohl dominieren nach wie vor die Strukturen des fossil-atomaren Systems. Die Atomenergie 

stellt immer noch einen Anteil von 15 % und die fossilen Energieträger von 57 % am Strommix dar (brutto) (BMWi 

2014d). 

Der deutsche Kraftwerkspark hat heute eine Leistung von insgesamt 183 GW (BDEW 2013c). Dabei nimmt die 

Leistung rapide zu, allein von 2012 auf 2013 war ein Zubau von 16 GW zu konstatieren, hauptsächlich durch den 

Ausbau der erneuerbaren Energien (BMWi 2013, 23). Zwar nehmen letztere mittlerweile mit 81 GW den Hauptteil 

der installierten Leistung ein, was sich aber aufgrund der geringen Betriebsstunden nur bedingt im Strommix 
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niederschlägt. 48 GW entfallen auf emissionsintensive Braun- und Steinkohlekraftwerke. Die deutlich klima-

freundlicheren Erdgaskraftwerke verfügen über eine Leistung von insgesamt 26 GW. Die noch laufenden neun 

Atomkraftwerke weisen eine Leistung von 12 GW auf (BDEW 2013c). Nach den derzeit gültigen Beschlüssen 

zum Atomausstieg aus dem Jahr 2011 werden diese bis 2022 sukzessive stillgelegt. Das deutsche Stromsystem 

ist intensiv in den europäischen Markt eingebunden. In den vergangenen sieben Jahren war Deutschland im 

Saldo ein Stromexportland. Der für Deutschland relevante Strommarkt ist durch Überkapazitäten gekennzeichnet, 

die durch Marktbereinigungsprozesse in den nächsten Jahren abgebaut werden müssen (BMWi 2014b, 13). 

Besonderes Kennzeichen der deutschen Elektrizitätswirtschaft ist die Vielfalt der Unternehmen. Die Stromversor-

ger der allgemeinen Versorgung erzeugen 80 % des Stroms. Industrielle Kraftwerke und private Stromerzeuger 

produzieren 20 % (Schiffer 2008). Die Stromversorgungsunternehmen unterscheiden sich stark hinsichtlich ihrer 

Größe, ihres Integrationsgrads und Leistungsangebots, ihrer Eigentümer und ihrer Rechtsform. Der Bundesver-

band der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW 2012, 31) zählt ungefähr 300 Stromerzeuger mit einem Kraft-

werkspark über 1 MW Leistung, 920 Stromnetzbetreiber, 140 Stromhändler und rund 1.100 Stromlieferanten.3 

Erzeugung und Nachfrage wird über die Strommärkte koordiniert. Derzeit findet Stromhandel an den Börsen 

(EPEX, EEX) und mit außerbörslichen Lieferverträgen als Over-the-Counter (OTC) statt. Auf beiden Wegen 

können lang- und kurzfristig Strommengen gehandelt werden. 

Der Strommarkt befindet sich gegenwärtig in einer Übergangsphase, sowohl von Seiten der Regulierung als auch 

von Seiten der Marktakteure. So bereitet die Bundesregierung gegenwärtig Reformen des Energiewirtschaftsge-

setzes, des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes sowie der Anreizregulierung für die Netzentgelte vor. Die vier 

großen Stromversorger RWE AG, E.On SE, EnBW AG und Vattenfall Europe AG reagieren auf die Verluste von 

Marktanteilen in der jüngeren Vergangenheit durch die Neuausrichtung ihrer Konzernstrategien. Betrug ihr 

Marktanteil 2003 noch 54 %, sank er bis 2010 auf 44 % (BDEW 2013b). Da sie ihre Marktmacht auf Großkraft-

werke stützen, setzen sie traditionell auf eine zentralisierte Energieproduktion in großen Atom-, Kohle- und 

Gaskraftwerken sowie zukünftig auch verstärkt im Bereich erneuerbarer Energien. Innerhalb der Stadtwerke und 

der Regionalversorger ist eine große Heterogenität zu beobachten. So gibt es auch hier große Energieversorger, 

wie die EWE AG, die Mainova AG, die MVV Energie AG, die N-Ergie AG, die RheinEnergie AG, die Stadtwerke 

Duisburg AG, die Stadtwerke Düsseldorf AG, die Stadtwerke Hannover AG und die Standwerke München AG. 

Sie verfügen über Marktanteile in der Größenordnung von jeweils 1-2 % (BDEW 2013b). Stadt- und Regional-

werke sind in der Regel in mehreren der Sparten Strom, Gas, Wärme, Wasser, Abwasser, Abfallentsorgung und 

ÖPNV tätig. In Folge der Liberalisierung 1998 ist zwar das befürchtete Sterben von Stadtwerken ausgeblieben, 

allerdings hat sich vielfach die Eigentümerstruktur verändert. Bis zur Energiemarktliberalisierung waren private 

Anteilseigener selten. Im Zuge der Liberalisierung haben viele Städte Beteiligungen an den Regionalversorgern 

an große und internationale Unternehmen verkauft (Krisp 2007, 168). Heute haben bereits mehr als ein Drittel der 

im Verband kommunaler Unternehmen (VKU) organisierten Strom- und Gasversorger private Anteilseigener 

(Reck 2012, 15). Mittlerweile zeichnet sich ein leichter Trend zur Rekommunalisierung ab, dieser umfasst den 

Rückkauf von ehemals öffentlichen Unternehmen über die Neugründung, Kooperation zwischen Gemeinden bis 

hin zur (Neu-)Vergabe von Konzessionsverträgen für Energienetze an kommunale Unternehmen (VKU 2012, 8).  

Ein Indiz dafür, dass die Transformation auf ein erneuerbares Energiesystem noch nicht zielgerichtet erfolgt, ist 

die Kraftwerksplanung der Stromversorger. Insgesamt waren 2010 41 GW neue Kraftwerkskapazitäten in Bau 

bzw. in Planung. Etwa 20 GW davon entfallen auf Braunkohle- und Steinkohlekraftwerke, 16 GW auf Erdgas. 

                                                           
3 Eine Addition ist nicht möglich, da viele Unternehmen in mehreren Sparten tätig sind. 
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Lediglich 5 GW auf erneuerbare Energien (BDEW 2010). Diese Daten werden durch die Einschätzung von 

Leprich4 in Bezug auf die Stadtwerke und Regionalversorger ergänzt: 

 „DIE Stadtwerke gibt es natürlich nicht. Wir haben etwa 900 Stadtwerke, von denen sind 800 wenig innovativ. Es 

gibt nur fünf bis zehn sehr innovative (Unternehmen), die sind die Speerspitze. Jedes Mal, wenn sie mit einem VKU-

Vertreter reden, sagt der natürlich: „Wir machen doch schon alles.“ Er hat auch immer Recht, weil irgendein Stadt-

werk von den 900 macht immer irgendetwas Vernünftiges. Aber insgesamt haben Stadtwerke selten eine Entwick-

lung aktiv vorangetrieben in den letzten 20, 30 Jahren. Sie haben sich meist vor fahrende Züge geworfen: Liberalisie-

Liberalisierung, Regulierung, Erneuerbare. Sie waren hier immer hinten dran und mussten sich dann irgendwann in 

die neuen Verhältnisse fügen. Allerdings konnten sie die Rahmenbedingungen meist so gestalten, dass sie sich auch 

ganz gut fügen konnten.“ (Aussage Leprich, 10.07.2014, Beiratssitzung des Forschungsprojekts) 

Dem entspricht, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien in der Vergangenheit vor allem von Privatpersonen 

(Photovoltaik, Windkraft) und Projektierern (Windkraft) innerhalb des EEG-Regimes vorangetrieben wurde. Das 

spiegelt sich auch in der Eigentümerstruktur von Erneuerbaren-Energien-Anlagen wider. 2012 waren nur 12 % 

der installierten Leistung im Besitz von Energieversorgern. Bürger/-innen hingegen hielten 47 %, institutionelle 

und strategische Investoren 41 % (Agentur für Erneuerbare Energien 2014). 

 

Abbildung 2: Eigentümerstruktur von  Erneuerbaren-Energien-Anlagen im Jahr 2012, Quelle: AEE 2014 

 

Wenig Entwicklungsdynamik im Wärmesektor 

Mit einem Anteil von ca. 50 % am bundesdeutschen Endenergieverbrauch ist der Wärmesektor von großer 

Relevanz für die Transformation des Energiesystems (AG Energiebilanzen 2012). Die beiden wichtigsten An-

wendungsfelder sind Raumwärme und Warmwasser auf der einen Seite und Wärme für industrielle Prozesse auf 

der anderen Seite. Mit 46 % entfällt der Hauptteil des Wärmebedarfs auf die privaten Haushalte, gefolgt von der 

Industrie mit 37 % und der Sektor Gewerbe/Handel/Dienstleistungen mit 17 % (Vohrer et al. 2013, 4). Dabei ist 

der Wärmebedarf leicht rückläufig und im letzten Jahrzehnt um rund 5 % gesunken. Besonders stark zurückge-

gangen ist dabei der Raumwärmebedarf in den privaten Haushalten (BEE 2009, 5). 

Der wichtigste Energieträger bei der Wärmeversorgung ist gegenwärtig Erdgas mit 50 %. Über Fernwärme 

werden 10 % des Bedarfs gedeckt. Die restlichen 29 % entfallen im Wesentlichen auf Mineralöl und Kohle (Um-

weltbundesamt 2014, 35–36). Erneuerbare Energien deckten im Jahr 2013 lediglich 9 % des Wärmebedarfs. Im 

Vergleich zur Dynamik im Stromsektor, verläuft die Transformation im Wärmesektor bisher sehr langsam: Der 

                                                           
4
 Uwe Leprich ist wissenschaftlicher Leiter des Saarbrücker Instituts für ZukunftsEnergieSysteme (IZES) und Professor für 

Volkswirtschaftslehre und Wirtschaftspolitik an der Hochschule für Technik und Wirtschaft des Saarlandes. 

12% 

47% 

41% Energieversorger

Bürger/innen

Investoren

http://de.wikipedia.org/wiki/Hochschule_f%C3%BCr_Technik_und_Wirtschaft_des_Saarlandes
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Anteil erneuerbarer Energien lag im Jahr 2000 bei 4 %, 2005 bei 6 % und 2013 bei 9 % (BMWi 2014e, 15). Die 

Wärmeversorgung wird über eine Palette von Technologien sichergestellt, die von zentralen Heizkraftwerken 

oder Heizwerken mit Nah- und Fernwärmeversorgung über dezentrale Verbrennungsanlagen und Klein-KWK-

Anlagen bis hin zu Wärmepumpen reicht. Bei der Fernwärmeversorgung dominiert der Einsatz fossiler Energie-

träger auf Basis von KWK-Anlagen (Umweltbundesamt 2014, 35–36). 

Die energetische Qualität von Wohngebäuden und die eingesetzte Heizungstechnik spielen bei der Struktur des 

Wärmebedarfs eine zentrale Rolle, denn die notwendige Energie für Raumwärme entfällt zu nahezu zwei Dritteln 

auf die Beheizung von Wohngebäuden und nur zu einem Viertel auf die Gebäude in Industrie, Gewerbe, Handel 

und Dienstleistungen (BMWi 2014c) (2014c, BMWi). Energiepolitisch ist der Bestand der Gebäude entscheidend, 

da ein Großteil der Wohngebäude in Deutschland vor 1978 errichtet wurde und damit vor dem Inkrafttreten der 

ersten Wärmeschutzverordnung (Stolte et al. 2012, 7). Der Abriss von Gebäuden spielt keine zentrale Rolle und 

auch Neubauten machen nur einen überschaubaren Anteil aus. Die Bestandsgebäude weisen überwiegend 

einen schlechten energetischen Sanierungsstand auf. Ein Großteil der Fassaden, Dächer und Keller sind unge-

dämmt, die Fenster sind energetisch schlecht (Vohrer et al. 2013, 4). Vielfach ist die installierte Heizungstechnik 

stark veraltet. Um die Dynamik zu beschreiben, wird üblicherweise die Sanierungsquote angegeben, die gegen-

wärtig bei zwischen 1 und 2 % pro Jahr liegt (Prognos AG et al. 2014, 145). 

Mit der hohen energiepolitischen Relevanz des Gebäudebestands gehören die Immobilienbesitzer zu einer 

zentralen Akteursgruppe. 58 % der Wohnungen gehören Privatpersonen und 22 % sind im Besitz von Wohnei-

gentumsgemeinschaften. Private Wohnungsunternehmen, kommunale Wohnungsunternehmen und Wohnungs-

genossenschaften halten insgesamt ca. 17 % der Wohnungen (Prognos AG et al. 2014; Statistische Ämter des 

Bundes und der Länder 2014, 14). Aufgrund der überragenden Rolle von Erdgas zur Wärmeversorgung gehören 

auch die 700 Gasversorgungsunternehmen zu den zentralen Akteuren im Wärmemarkt. Das Versorgungssystem 

ist dreistufig aufgebaut: die Produktions- und Importstufe, die Fortleitungs- und Weiterverteilungsstufe und die 

Endverbraucherstufe. Die Unternehmen der importierenden Ferngasstufe sind E.On Ruhrgas, Wingas, Exxon 

Mobil und Shell, Verbundnetz Gas (VNG/Leipzig) und RWE. E.On Ruhrgas deckt den deutschen Gasbedarf zu 

ca. 55 %. Die anderen genannten Unternehmen erreichen Marktanteile zwischen 5 und 16 %. Nur E.On Ruhrgas 

und RWE halten im größeren Umfang Beteiligungen an regionalen Weiterverteilern und Stadtwerken. Ca. 30 

regionale Gasversorgungsunternehmen und rund 700 lokale Endverteiler sorgen für die Belieferung von Endkun-

den (Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi), Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit 2006, 37). Im Jahr 2012 wurden rund 88 % des verbrauchten Erdgases aus Norwegen, Russ-

land und den Niederlanden importiert (BMWi 2013).  

Verharrungstendenzen im Mobilitätssektor 

Immer mehr Menschen und Güter werden über immer weitere Strecken transportiert, so sieht die langjährige 

Tendenz im Verkehrssektor aus. Und trotz einer Stagnation des Wachstums während der letzten Wirtschaftskrise 

wird in Prognosen davon ausgegangen, dass sich dieses Wachstum fortsetzen wird. Der Primärenergieverbrauch 

ist enorm, 2010 betrug er in Deutschland 878 TWh. 70 % wurden durch den Personenverkehr und 30 % durch 

den Güterverkehr verursacht. Dabei nimmt der Straßenverkehr eine absolut dominante Rolle ein und verursacht 

ca. 80 % des Energieverbrauchs (UBA 2012). Die Kraftstoffversorgung basiert nach wie vor fast vollständig auf 

Mineralöl. 2011 machte der Anteil von Mineralöl (Benzin, Diesel, Flugbenzin) 93 % des Kraftstoffbedarfs aus. Die 

mittlerweile sehr umstrittenen biogenen Kraftstoffe stellten knapp 5 %. Elektrizität trug lediglich einen Anteil von 

etwa 2 % bei5. Der Strom wird dabei fast ausschließlich im Schienenverkehr eingesetzt. 

                                                           
5 http://www.umweltbundesamt.de/daten/verkehr/kraftstoffverbrauch-nach-energietraegern 
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Der Mobilitätssektor ist dabei durch eine Reihe von Bestandsgrößen gekennzeichnet. Mittlerweile sind in 

Deutschland über 52 Millionen Kraftfahrzeuge registriert, davon 42 Millionen PKWs, die Tendenz nach wie vor 

steigend. Dem stehen ca. 20.000 Schienenfahrzeuge (Triebwagen) gegenüber.6 Die Zahl der Elektrofahrzeuge 

beläuft sich momentan auf etwa 16.000 (Schott et al. o.J., 8). Einem überörtlichen Straßennetz in Länge von 

230.000 km stehen lediglich 37.000 km Schienennetz gegenüber.7 Deutschland verfügt über 16 internationale 

und 21 regionale Flughäfen. Diese knappen Daten verweisen auf die überragende Bedeutung der motorisierten 

(Individual-)Mobilität.  

Zentrale Akteure im Mobilitätsmarkt sind auf der einen Seite die Bürgerinnen und Bürger mit ihrer Einbettung in 

den Raum, ihren Mobilitätsansprüchen und Gewohnheiten. Auf der Angebotsseite stehen die staatlichen Instituti-

onen, die mit der Verkehrsplanung beauftragt sind, die Träger des öffentlichen Personenverkehrs, die Deutsche 

Bahn und die Automobilindustrie. Vor allem die Automobilindustrie stellt mit über 700.000 Arbeitsplätzen einen 

gewichtigen Akteur dar (TAB 2012, 22). 

4. Mögliche Transformationsoptionen 

Ausgehend von den gegenwärtigen Strukturen und den zu beobachtenden Dynamiken gehen modellbasierte 

Referenzprognosen und Trendszenarien davon aus, dass es bei einer Fortsetzung der gegenwärtigen Politik zu 

einem Sinken des Primärenergieverbrauchs kommen wird. Gleichzeitig würden fossile Energieträger Marktanteile 

verlieren, aber auch 2050 mit deutlich über 50 % den Energiemix bestimmen (Prognos AG et al. 2014, 17; For-

schungsstelle für Energiewirtschaft e.V. 2009; FfE 2009, 185; Prognos/Öko-Institut 2009, 110–111). Um eine 

Vollversorgung mit erneuerbaren Energien bis 2050 zu erreichen, wären daher weitgehende politische Eingriffe in 

das bestehende Energiesystem von Nöten. 

 

Abbildung 3: Gesamtübersicht Energiewende (Pehnt et al. 2012) 

                                                           
6 https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Wirtschaftsbereiche/TransportVerkehr/ UnternehmenInfrastrukturFahrzeugbe-

stand/Tabellen/Fahrzeugbestand.html 
7 https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Wirtschaftsbereiche/TransportVerkehr/ UnternehmenInfrastrukturFahrzeugbe-

stand/Tabellen/Verkehrsinfrastruktur.html 
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Mit der Transformation des Energiesystems sind eine Vielzahl an Fragen und Einzelaspekten angesprochen. 

Abbildung 3 Abbildung 3versucht, diese Komplexität beispielhaft in einem Überblick zu visualisieren, ohne jedoch 

eine Einschätzung der Relevanz einzelner Transformationsschritte anzugeben. Es wird deutlich, dass eine 

Vielzahl von technischen, gesetzgeberischen und gesellschaftlichen Fragen miteinander Hand-in-Hand gehen 

muss. Um die Komplexität zu begrenzen und wesentliche Transformationsschritte zu identifizieren, wurden 

einschlägige Studien ausgewertet sowie 14 Experteninterviews mit Vertreter/-innen aus Wissenschaft, Verwal-

tung und Verbänden (siehe Anhang) durchgeführt. Die nachfolgenden Ausführungen erörtern wesentliche, von 

den Experten als notwendig erachtete Transformationsschritte und mögliche Transformationsoptionen für eine 

Umstellung des fossil-atomaren Energiesystems auf erneuerbare Energien. 

4.1 Technische Herausforderungen: Wie kann die Umstellung auf erneuerbare Energien gelingen? 

Global betrachtet stehen dem heutigen weltweiten Primärenergiebedarf ausreichend Potenziale erneuerbarer 

Energien gegenüber. Allerdings stehen sie nicht zu jedem Zeitpunkt und geografisch nicht überall ausreichend 

zur Verfügung (FVEE 2010, 17). Dies gilt auch für Deutschland. So ermitteln modellbasierte Szenarien für 

Deutschland, dass eine vollständige Umstellung auf erneuerbare Energien nur mit Energieeinsparungen in der 

Größenordnung von etwa 50 % möglich wären (Umweltbundesamt 2014; Greenpeace 2009). Ein Teil dieser 

notwendigen Einsparungen können bereits durch den Technologiewechsel von fossil-atomaren Strom- und 

Wärmeerzeugungs- sowie Mobilitätstechnologien, die als Nebenprodukt einen Teil der Energie über nicht-

nutzbare Abwärme verschwenden, hin zu erneuerbarer Direkterzeugung, Kraft-Wärme-Kopplung, Wärmepumpen 

und Elektromobilität erreicht werden. Dieses Grundprinzip verdeutlicht eine Konzeptstudie des Forschungsver-

bunds Erneuerbare Energien (FVEE 2010), die zeigt, wie eine Vollversorgung mit erneuerbaren Energien im Jahr 

2050 prinzipiell aussehen könnte. Grundsätzlich stehen mit der Photovoltaik, der Windkraft, der Wasserkraft, der 

Bioenergie und der Geothermie Technologien zur Erzeugung regenerativer Energien bereit (siehe Abbildung 4). 

 

Abbildung 4: Schematische Darstellung des Energiesystems, vor und nach der Transformation 
(FVEE 2010, 31) 
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Gab es bisher eine starke technologische Trennung der drei Sektoren Strom, Wärme und Mobilität, so werden 

bei der Umstellung auf ein erneuerbares Energiesystem diese Systemgrenzen verwischen. Je nach Technologie 

kann aus Strom Wärme und Kraftstoff entstehen, aus Wärme kann Strom gewonnen werden oder Kraftstoff kann 

in Wärme und Strom umgewandelt werden. Insgesamt wird das Energiesystem aber deutlich strombasierter sein 

als bisher. Der Vorteil von Strom ist, dass er universell einsetzbar und leicht zu transportieren ist. 

„Ich denke, dass das gesamte Energiesystem künftig sehr stark geprägt wird durch das Stromsystem. Wir haben 

heute schon Überschneidungen zwischen dem Strom- und dem Wärmesystem über die Kraft-Wärme-Kopplung und 

Wärmepumpen. Das wird weiter zunehmen durch Wärmespeicher, die genutzt werden, um regenerativen Über-

schussstrom zu speichern. […] Im Verkehrsbereich über die Elektromobilität und auch da in der Perspektive über die 

Verwendung von Überschussstrom in Form von Wasserstoff und Methan“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 

34-41). 

„Die wesentlichen Herausforderungen sind somit einerseits die Erhöhung der Bereitschaft von Wärmeverbrauchern 

(insb. Immobilieneigentümern) zum Wechsel auf energieeffiziente und erneuerbare Wärmeversorgungsstrategien 

und andererseits eine intelligente Verknüpfung der Strom- und Wärmeversorgungstechnologien und -märkte.“  

(IWES/ IdE/ SUN 2013, 5). 

In der Tendenz gehen Experten davon aus, dass die tragenden Säulen des zukünftigen Energiesystems die 

Windkraft und die Photovoltaik sein werden (FVEE 2010a, 23; Agora Energiewende 2012, 5). Im Gegensatz zu 

Geothermie, Wasserkraft und Bioenergie verfügen diese über relevante Ausbaupotenziale, haben vergleichswei-

se geringe volkswirtschaftliche Kosten und führen zu relativ geringen Belastungen der Ökosysteme. 

„Wenn man die verfügbaren Potenziale an erneuerbaren Energien in Deutschland anschaut, ist offensichtlich, dass 

Wind und Sonne langfristig die Hauptenergieträger sein werden.“ (Stryi-Hipp, Interview am 24.04.2014, Zeilen 21-

23). 

„Bei der Wasserkraft sind die wichtigsten Potenziale schon ausgeschöpft. Andere Techniken, von der Geothermie bis 

zu Gezeitenkraftwerken, sind noch im Entwicklungsstadium oder bleiben eher in Nischen. Bei der Biomasse stoßen 

wir aus ökologischen Gründen auch an Grenzen. Bleiben dann Wind Onshore, Wind Offshore und Photovoltaik.“ 

(Bardt, Interview am 07.05.2014, Zeilen 57-61). 

Demnach müsste es in den nächsten Jahrzehnten zu einem enormen Zubau an Windkraft- und Photovoltaikanla-

gen kommen. Leprich gibt eine Größenordnung von möglichen 200 GW Windkraft und 200 GW Photovoltaik an 

(Interview 20.02.2014, Zeile 253). Unterstellt man, dass es keine weiteren Technologiesprünge gibt, müsste sich 

der Anlagenbestand ungefähr verfünffachen. Hinzu kommt, dass bei einer Betriebsdauer von 20 Jahren ab 2020 

Ersatzinvestitionen in bereits bestehende Erneuerbare-Energien-Anlagen notwendig sind. Da es sich bei Wind-

kraft und Photovoltaik noch um vergleichsweise junge Technologien handelt, kann jedoch aufgrund von Lern- und 

Skaleneffekten mit weiteren Leistungssteigerungen und Kostendegressionen gerechnet werden (Prognos AG et 

al. 2014). Die Potenzialerschließung dürfte allerdings auf vielfache nicht-technischen Hürden stoßen. Bei der 

Onshore-Windenergie drohen der Landschafts- und Naturschutz sowie die mangelnde örtliche Akzeptanz die 

Standortwahl sehr stark zu limitieren. Die Photovoltaik wird gegenwärtig insbesondere durch rechtliche Regelun-

gen (Eigenverbrauchsbesteuerung, Denkmalschutz, Verhinderung des Freiflächenausbaus) stark beschränkt. 

Allerdings gibt es durchaus abweichende Meinungen, die eine Konzentration auf Windkraft und Fotovoltaik für 

verfrüht halten: 

„Da, denke ich mal, wird es keine einschichtige Lösung geben. Also sprich, wie viele Leute sagen, wir brauchen nur 

viel mehr Strom aus Wind und Sonne und damit erledigen wir alles und sonst brauchen wir gar nichts. Das glaube 

ich, ehrlich gesagt, nicht, weil jede Windenergieanlage auch eine gewisse ökologische Belastung mit sich bringt und 

jede PV-Anlage hat auch gewisse Kosten. Wenn ich stattdessen sehr kostengünstig Restwärme aus dem Abwasser 

oder sonst woher nutzen kann, mit Niedertemperaturwärme oder ähnliches, dann könnte das deutlich kostengünsti-

ger und auch umweltfreundlicher werden. Insofern glaube ich nicht an die einschichtige Lösung, sondern es wird 
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immer einen Technologiemix geben. Manche der Techniken, die dabei zum Einsatz kommen, kennen wir vielleicht 

noch gar nicht.“ (Niederle, Interview am 18.03.2014, Zeilen 170-178). 

Große Uneinigkeit herrscht über den Einsatz bzw. das Ausmaß des Einsatzes von Bioenergie. Ambivalente 

Wahrnehmungen stehen sich gegenüber: vom vielseitigsten aller erneuerbaren Energieträger (Fachagentur 

Nachwachsende Rohstoffe e.V. 2013; Prognos/Öko-Institut 2009) bis hin zur strikten Ablehnung von Anbaubio-

masse und der Beschränkung auf den Einsatz von Abfall- und Reststoffen zur energetischen Nutzung (Umwelt-

bundesamt 2010). Ein Grund hierfür ist die unsichere Klimaschutzwirksamkeit von Bioenergie. Die Lage der 

Flächen, die Qualität der Böden, die Bewirtschaftungsform und Düngung spielen eine wichtige Rolle. Darüber 

hinaus wird eine energetische Nutzung von Bioenergie in zunehmendem Maße in Konkurrenz zur Nahrungsmit-

telproduktion und zur stofflichen Nutzung treten. Trotz dieser grundsätzlichen Problematik wird die begrenzte 

Nutzung von Bioenergie als eine wichtige Ergänzung gesehen. So kann Bioenergie eingesetzt werden, um 

Schwankungen bei der Energieerzeugung durch Wind- und Solarenergie auszugleichen, sie kann zur Sys-

temstabilität beitragen und dadurch sogenannte Must-Run-Funktionen8 übernehmen (Hauser et al. 2014). Sie 

wird auch als eine erneuerbare Ressource für Treibstoff im Flug- und Schwerlastverkehr gesehen sowie für die 

Bereitstellung von industrieller Prozesswärme.  

Die Produktion erneuerbarer Energien erfolgt im Vergleich zu dem fossil-atomaren Anlagenbestand deutlich 

dezentraler und in der Regel nicht in der Nähe der Verbrauchsschwerpunkte, so dass ein weiterer Ausbau der 

Stromnetze sowohl auf der Ebene der Übertragungsnetze als auch der Verteilnetze unumgänglich ist. Der weit-

räumige Netzausbau kann darüber hinaus auch zum Ausgleich der Fluktuation erneuerbarer Energien beitragen, 

die im Gegensatz zu den fossil-atomaren Energieträgern nicht in gespeicherter Form vorliegen. Allerdings bleibt 

das Ausmaß des notwendigen Ausbaus der Übertragungsnetze ebenso umstritten wie auch die Frage, in wel-

chem Umfang die Ertüchtigung der Verteilnetze eine Erweiterung des Übertragungsnetzes ersetzen kann. 

„Dann ist der Bereich des Transportnetzes, also die 380 kV Ebene. Dort bin ich dafür, dass man da sehr stark aus-

baut und in jedem Fall die EnLAG-Projekte9 realisiert. Wir brauchen schon ein gut vernetztes System in Deutschland, 

weil man dann die Backup-Kapazitäten minimieren kann, durch eine möglichst breite Durchmischung der fluktuieren-

den erneuerbaren Energien. Man braucht es auch für den zunehmenden grenzüberschreitenden Handel, auch das 

ist ja eine Flexibilitätsoption, die wir in Deutschland haben und auch nutzen sollten.“ (Leprich, Interview am 

20.02.2014, Zeilen 148-154). 

„Ich weiß nicht, ob man sich zwischen den beiden Optionen letztendlich entscheiden muss, oder ob sie sich nicht 

eigentlich ergänzen. Man muss auf jeden Fall besser diskutieren, zu welchem Grad lokale und intelligente Netze ein 

Substitut gegenüber einem großskaligen Netzausbau sind. Der großskalige Netzausbau ermöglicht eine europäische 

Lösung, bei der die dargebotsabhängigen (d.h. die Stromerzeugung hängt vom Wetter ab, Anmerkung der Verfas-

ser) erneuerbaren Erzeugungskapazitäten primär dort installiert werden wo die Potentiale gut sind. Dem gegenüber 

steht die Vorstellung, die erneuerbaren Erzeugungskapazitäten verbrauchsnah zu installieren und lokal auszubalan-

cieren, zum Beispiel mit virtuellen Kraftwerken.“ (Schmid, Interview am 06.05.2014, Zeilen 180-185). 

Bei einem steigenden Anteil erneuerbarer Energien werden neben dem Netzausbau weitere technologische 

Maßnahmen notwendig sein, um das schwankende Angebot von erneuerbaren Energien in Einklang zu bringen 

                                                           
8  „Für den sicheren Betrieb des Stromnetzes sind verschiedene Systemdienstleistungen zur Spannungs- und Frequenzhal-

tung oder Bereitstellung von Blindleistung erforderlich. Diese Leistungen werden bisher überwiegend durch konventionelle 
Kraftwerke erbracht, die deshalb immer mit einer Mindestkapazität am Netz sein müssen. Diese erforderliche Erzeugungs-
leistung konventioneller Kraftwerke wird Must-run-Kapazität genannt. Um die Must-Run-Kapazität konventioneller Kraft-
werke zu verringern, müssen verstärkt Erneuerbare Energien für die Erbringung von Systemdienstleistungen eingesetzt 
werden.“ ( Agentur für Erneuerbare Energien (o.J.)) 

9  EnLAG-Projekte sind Vorhaben zum Ausbau des bundesdeutschen Übertragungsnetzes, die durch das Gesetz zum 
Ausbau von Energieleitungen (EnLAG) definiert sind (Siehe http://www.netzausbau.de/DE/Vorhaben/EnLAG-
Vorhaben/EnLAGVorhaben-node.html, Zugriff am 09.01.2015). 

http://www.netzausbau.de/DE/Vorhaben/EnLAG-Vorhaben/EnLAGVorhaben-node.html
http://www.netzausbau.de/DE/Vorhaben/EnLAG-Vorhaben/EnLAGVorhaben-node.html
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mit dem Energieverbrauch. Experten gehen davon aus, dass der Einsatz von Speichern allerdings erst ab einem 

EE-Anteil von über 40 % in größerem Umfang gebraucht wird (Sterner 2012). 

„Also es wäre schön, wenn Power-to-gas und Power-to-heat bald in den ökonomischen Bereich reinkämen, wobei 

offenkundig wichtig ist (…), dass wir mit dem Speicherbedarf keine kurzfristigen Handlungsnotwendigkeiten haben, 

wohl erst in Größenordnungen Ende der 2020er Jahre, wenn der Erneuerbare-Energie-Anteil noch ein höheres Maß 

angenommen hat.“ (Ziesing, Interview am 18.03.2014, Zeilen 139-142) 

In der öffentlichen Diskussion ist vor allem Power-to-gas präsent, also die Umwandlung von überschüssigem 

erneuerbaren Strom in Methan zur Einspeisung in das bestehende Erdgasnetz. Dies führt in Wissenschaft und 

Praxis durchaus zu unterschiedlichen Einschätzungen. Grund hierfür ist, dass diese Konversionstechnologie 

durch einen vergleichsweise schlechten Wirkungsgrad gekennzeichnet ist. Außerdem erscheint es sinnvoller, 

technologische Alternativpfade für die Nutzung von überschüssigem Strom wie Power-to-heat zu nutzen. Unter 

Power-to-heat werden Verfahren verstanden, bei denen aus überschüssigem Strom Heizstäben oder Wärme-

pumpen Wärme erzeugt wird, die dann z.B. direkt für die Bereitstellung von Raumwärme oder Warmwasser 

genutzt werden kann. Alternativ zu den verschiedenen Optionen Strom zu speichern, können auch die Verbrau-

cher durch entsprechende Einspar- und Lastmanagement-Strategien einen Beitrag leisten, um Angebot und 

Nachfrage zusammenzubringen. 

„Das (Power-to-gas, Anmerkung der Verfasser) ist im Augenblick zu teuer, weil wir durch das Hintereinanderschalten 

von Umwandlungsprozessen massive Wirkungsgradverluste haben. Es ist ein Hoffnungswert, dass technologische 

Durchbrüche und Fortschritte diese Technologie massiv voranbringen. (…) Die Frage ist, wie lange werden konven-

tionelle Backup-Kraftwerke, also ein zweiter Kraftwerkspark, immer noch billiger sein als diese Art von Speichern?“ 

(Bardt, Interview am 7.05.2014, Zeilen 131-140). 

„Wir haben ganz andere Technologien (als Power-to-gas, Anmerkung der Verfasser), wie etwa Wasserkraftwerke 

oder vielleicht auch compressed air-Kraftwerke, die eine bessere Effizienz aufweisen. Von der Effizienz her ist 

Power-to-gas eigentlich keine gute Technologie und ökonomisch steht es bei der Nutzung von Überschüssen in ext-

remer Konkurrenz mit power-to-heat.“ (Sievers, Interview am 15.01.2014, Zeilen 147-153). 

Die Deckung des Wärmebedarfs wird sich in einem erneuerbaren Energiesystem aus einem Zusammenspiel von 

einer besseren Wärmedämmung und der Bereitstellung von erneuerbarer Wärme ergeben. Dabei wurde in der 

jüngeren Vergangenheit das Augenmerk sehr stark auf die Wärmedämmung gelegt. 

„Ansonsten ist die flächendeckende Gebäudesanierung auf Passivhausstandard Wunschdenken, weil einfach zu vie-

le Spezialfälle zu beachten sind im Gebäudebestand. Da habe ich den Denkmalschutz, da habe ich bestimmte Kons-

tellationen, wo ich einfach am Gebäude selber wenig verändern kann. Da habe ich Akteure, die dazu nicht in der 

Lage sind, das zu tun, usw.. Wir haben demnach so vielfältige Hemmnisse, dass ich nicht glaube, dass das flächen-

deckend auch nur ansatzweise bis 2050 hinzubekommen wäre. Da könnte ich mir schon eher eine stärkere Rolle 

des Stroms im Wärmesektor vorstellen, wenn es gelingen sollte, im Bereich der erneuerbaren Energien die Aus-

baudynamik neu zu entfachen. Da gibt es ja durchaus Überlegungen, dass wir in Deutschland eigentlich ganz gut 

jeweils 200 GW an Wind onshore und PV gebrauchen könnten. Wenn wir die hätten, dann hätten wir natürlich so 

eine enorme Menge an Überschussstrom, dass man da einen guten Teil in den Wärmebereich hineinschieben kann, 

weil man den ja sonst nicht verwenden kann. Das ist durchaus eine Option, die würde ich jetzt nicht völlig ausschlie-

ßen wollen. Aber an das reine Wärmedammszenario, das wir in den letzten Jahren von vorne bis hinten durchge-

rechnet haben, an das glaube ich nicht mehr.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 246-258). 

Grundsätzlich stehen für eine erneuerbare Wärmeversorgung die Solarthermie, die Geothermie, die limitierte 

Bioenergie sowie mit Wind- und Photovoltaikstrom betriebene Wärmesysteme zur Verfügung. Die Nachnutzung 

von industrieller Abwärme, Wärme aus Kraft-Wärme-Kopplung sowie thermische Energie aus Abwasser stellen 

weitere Optionen dar (FVEE 2010b, 26; Umweltbundesamt 2009, 9). Für die vor allem in der Industrie benötigte 

Prozesswärme wird derzeit vor allem Biomasse, Stromanwendungen und Hochtemperatur-Solarthermie in 

Betracht gezogen (FVEE 2010b, 26).  
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Im Hinblick auf den Autarkiegrad von Kommunen und Gebäuden gehen die Einschätzungen der befragten 

Experten dahin, dass ausgehend von den bestehenden Versorgungsstrukturen energieautarke Lösungen keinen 

zentralen Stellenwert haben werden. 

„Also energieautark im Sinne von abgekoppelt vom Stromnetz und ohne Brennstofflieferungen sehe ich nur wenige 

Gebäude in der Zukunft. Das sind Einzelgebäude, die im Gesamtmarkt keine große Rolle spielen werden. Gleich-

wohl sind diese Konzepte natürlich technologisch gesehen und als Demonstrationsprojekte auch für die Markteinfüh-

rung wichtig bzw. geben wichtige Impulse, weil sie zeigen, dass es Alternativen gibt und einzelne Nutzer erfolgreich 

darauf setzen.“ (Stryi-Hipp, Interview am 24.04.2014, Zeilen 153-157). 

 „Da würde ich die Beweislast in Richtung der autarken Konzepte (verschieben), die ja einfach einen Mehraufwand 

bedeuten. Also, ich sehe es einfach auf der Wärmeseite, dass beispielsweise Solarhäuser mit riesigen gebäudebe-

zogenen Speichern meines Erachtens aus ertrags- und auch aus ökobilanzieller Sicht oftmals nicht den Nutzen brin-

gen, den man sich erwartet. Ich befürworte eine Gebäudestrategie, die auf einen ausgewogenen Mix an Dämmung 

der Gebäudehülle und erneuerbaren Energien setzt und Quartierskonzepte etwa durch den Zusammenschluss von 

Siedlungen verfolgt. Also man muss den Autarkielevel, der jeweils der Beste ist, für verschiedene Anwendungsberei-

che bestimmen.“ (Pehnt, Interview am 04.03.2014, Zeilen 313-319). 

Neben klassischen Strategien der Verkehrsvermeidung und Verkehrsverlagerung steht im Verkehrsbereich die 

Elektromobilität, vor allem im Individualverkehr, im Fokus der Transformationsdebatte. Allein durch diesen Tech-

nologiewechsel wird der Energiebedarf im Verkehrssektor aufgrund deutlich besserer Wirkungsgrade massiv 

zurückgehen. Neben Elektromotoren stehen Wasserstoff- und Gasantriebe zur Verfügung. Technisch herausfor-

dernd bleibt die bisher noch begrenzte Reichweite der elektrischen Antriebe und der hierzu notwendigen Batte-

rien. Daher wird die Elektrifizierung von Autobahnen diskutiert. Gase und Flüssigkeiten können zwar über 

Konversionsverfahren aus erneuerbarem Strom gewonnen werden, schlechte Wirkungsgrade und teure Infra-

struktur erschweren aber diesen Pfad. Für Treibstoffe im Flug- und Schwerlastverkehr werden nach wie vor 

Biotreibstoffe als eine erneuerbare Ressource vorgesehen. 

4.2 Institutionelle Herausforderungen: Wie kann die Transformation gestaltet und gesteuert werden? 

 „Ich denke, zuerst einmal müssen wir akzeptieren, dass wir vor einer großen Herausforderung stehen, aber bislang 

noch nicht die Methoden und Instrumente haben, um diese Prozesse, die anstehen über die nächsten Jahrzehnte, 

zu kontrollieren und zu steuern. Das heißt, wir müssen auch daran arbeiten, diese Methoden und Steuerungsinstru-

mente und die Prozesswelt zu erlernen. Es geht nicht nur darum, noch einmal ein Gesetz zu erlassen und dann ist 

es erledigt. Sondern wir müssen auch von wissenschaftlicher Seite daran arbeiten, Methoden und Vorgehensweisen 

zu entwickeln, wie das a) konzipiert werden kann, wie das b) gemonitort werden kann und wie es c) dann natürlich 

auch gesteuert werden kann. Es ist klar, wir benötigen beides: stärkere Leitlinien von der Bundesebene und gleich-

zeitig die Freiheit von lokalen und regionalen Akteuren, Dinge vor Ort zu entwickeln. Dafür brauchen wir ein Instru-

ment, um das auszutarieren, so dass beiderseitig genügend Spielraum gegeben ist, um ihre Aufgabe jeweils 

wahrzunehmen. Das haben wir im Moment nicht und daran müssen wir arbeiten.“ (Stryi-Hipp, Interview am 

24.04.2014, Zeilen 248-259). 

In der Tendenz ist zu beobachten, dass die Transformation des Energiesystems nicht als ein evolutionärer, 

sondern als ein zu steuernder und steuerbarer Prozess aufgefasst wird. Dies wird zum Beispiel deutlich, wenn 

politisch nicht nur Mindestziele formuliert werden, wie dies ursprünglich im EEG der Fall war, sondern wenn 

Ausbaukorridore für erneuerbare Energien festgesetzt werden, die dann auch nicht überschritten werden sollen. 

Allerdings hat sich in der jüngeren Vergangenheit gezeigt, dass diese zielgenaue Steuerung politisch nicht immer 

umsetzbar ist, wie der Einbruch des Zertifikatpreises für CO2, der massive Ausbau der Photovoltaik in den Jahren 

2011 und 2012, die Verzögerungen beim Netzausbau und der Offshore-Windkraft oder Fehlinvestitionen in 

Pflanzenölanlagen für Biokraftstoffe zeigen. Werden Rahmenbedingungen ungünstig gesetzt, so besteht die 

Gefahr, die klima- und energiepolitischen Ziele zu verfehlen. 
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Im Zuge der Energiewende ist bereits heute eine Herausbildung einer Vielzahl von neuen Organisationsstruktu-

ren zu beobachten. Dies geschieht insbesondere im Hinblick auf eine bessere Steuerbarkeit bzw. Koordination 

der Energiewende. Wesentlich ist hier die Bündelung von Handlungsbereichen der Energiewende im Bundesmi-

nisterium für Wirtschaft und Energie. Flankierende Strukturen sind die Bund-Länder-Kommission zur Energie-

wende, die Expertenkommission Monitoring der Energiewende und die fünf Plattformen zur Energiewende 

(Netze, Strommarkt, Effizienz, Gebäude, Forschung und Innovation). Gleichzeitig zeichnet sich eine stärkere 

Institutionalisierung von unten ab, wo sich das bürgerschaftliche Interesse an der Energiewende in Organisati-

onsformen niederzuschlagen beginnt. Zu nennen sind hier die verstärkte Gründung von regionalen Energieagen-

turen, Energiegenossenschaften, Vereinen im Kontext von Transition Town, das Bündnis Bürgerenergie e.V., 

aber auch das Zusammenfinden von örtlichen Protestgruppen gegen den Trassenausbau oder gegen neue 

Windkraftstandorte. 

Eine Herausforderung bei der planmäßigen Transformation dürfte dabei die politische Bewertung einer Vielzahl 

von Optionen und möglichen Entwicklungspfaden darstellen, seien sie gesellschaftlicher, technologischer oder 

wirtschaftlicher Natur. Soll der Steuerungsanspruch eingelöst werden, sind also Verfahren von Nöten, die Abwä-

gungen zwischen den verschiedenen Optionen in ihren gewünschten wie unerwünschten Auswirkungen auf die 

Lebenswelt der Menschen, auf die Ökosysteme und auf wirtschaftliche Strukturen erlauben. Dazu sind Abwä-

gungsprozesse notwendig, die allerdings aufgrund ihrer Komplexität und hohen wirtschaftlichen Relevanz für eine 

Vielzahl von energiewirtschaftlichen Akteuren anfällig für Lobbyismus und das Verfolgen von Partikularinteressen 

sind. 

„Insofern hängt es davon ab, welchen Maßstab ich anlege an die Energiewende. Wenn ich sage: Es geht nur um 

CO2-Reduktion, es geht nur um Kostengünstigkeit, dann werde ich zu einem anderen Ergebnis kommen als wenn 

ich diesen gesamten Prozess auch gesamtgesellschaftlich bewerte.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 

368-371). 

„Die Auseinandersetzungen über das Design des Strommarkts im Allgemeinen und über Kapazitätsmechanismen 

im Besonderen finden nicht in einem vermeintlich interessensfreien Wissenschaftsraum statt, sondern betreffen 

Geschäftsprozesse im Umfang von Milliarden Euro und damit auch die Zukunft großer Stromkonzerne. Deshalb ist 

es oft schwer zwischen am Gemeinwohl orientierten und interessengeleiteten Vorschlägen zu unterscheiden.“ 

(Schwarz 2014, 74) 

Der Transformationsprozess wird Transformationsgewinner und Transformationsverlierer hervorbringen. Beste-

hende Infrastrukturen des atomar-fossilen Systems werden entwertet. Unternehmen, deren Geschäftstätigkeit auf 

dem Einsatz fossiler Energieträger beruht, werden Wettbewerbsvorteile und ggf. ihre Geschäftsgrundlage verlie-

ren. Um deren Widerständigkeit und damit Pfadabhängigkeiten zu überwinden, sind Anpassungsprogramme und 

Ausstiegsstrategien zu entwickeln. Gleichzeitig sind Rahmenbedingungen so zu setzen, dass klimaverträgliche 

und ressourcenschonende Innovationen in neuen Geschäftsfeldern realisiert und verbreitet werden können. 

Perspektivisch müsste analog zum Vorgehen bei der Atomenergie auch ein politischer Ausstieg aus der Kohle-

nutzung beschlossen werden, indem ein verbindlicher Ausstiegsfahrplan entwickelt wird (vgl. Nitsch, Interview am 

9. Mai 2014, Zeilen 257-258). Die ineffizientesten Kraftwerke mit den höchsten CO2-Emissionen sollten vor Ende 

ihrer technischen Lebensdauer stillgelegt werden, damit sie aufgrund ihrer geringen Stromgestehungskosten 

nicht weiter die notwendigen, aber teureren Gaskraftwerke verdrängen (enervis 2014). 

Mit dem europäischen Emissionshandel wurde 2005 ein Steuerungsinstrument erfolgreich etabliert, das die 

externen Kosten fossiler Energieträger durch die verursachten CO2-Emissionen abbilden sollte. Mittlerweile 

unterliegen fast 50 % der deutschen Treibhausgasemissionen dem Emissionshandel (Ziesing, Interview am 

18.03.2014, Zeile 60). Aufgrund eines Überangebots von anfangs kostenlos vergebenen Zertifikaten ist der Preis 

für die Verschmutzungsrechte mittlerweile so niedrig, dass das Instrument seine steuernde Wirkung weitgehend 

verloren hat. Da die erneuerbaren Energien auch in Zukunft in wirtschaftlicher Konkurrenz zu den verfügbaren 
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fossilen Energieträgern stehen – insbesondere heimische Braunkohle wird auf absehbare Zeit der kostengüns-

tigste, aber eben auch klimaschädlichste Energieträger bleiben – ist es wichtig, dass CO2-Emissionen mit einem 

realistischen Preis versehen werden. Hierzu bedarf es einer Wiederbelebung des Emissionshandels, indem die 

verfügbaren Zertifikate deutlich verknappt werden und so der Preis für CO2 wieder steigt. 

„Zuerst bin ich persönlich davon überzeugt, dass der Emissionshandel weiter als DAS politische Instrument in dem 

Bereich gesehen wird. Ich hoffe, dass die Bundesregierung, wie in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, sich für 

eine Verknappung der Emissionsrechte einsetzt, sodass das Instrument wieder wirksam werden kann, d.h. dass die 

Preise der Emissionsrechte wieder steigen.“ (Stryi-Hipp, Interview am 24.04.2014, Zeilen 327-331). 

Über die bereits etablierten ordnungsrechtlichen Instrumente können vor allem Maßnahmen zur Steigerung der 

Energieeffizienz angestoßen werden. Diese wären entsprechend weiterzuentwickeln und zu verschärfen, so z.B. 

die Energieeinsparverordnung für den Gebäudebereich und die Energieeffizienzrichtlinien für elektrische Geräte. 

Gleichzeitig sollten finanzielle Anreize geschaffen werden, die es vor allem den privaten Akteuren erleichtern, mit 

den Kostenwirkungen dieser Vorschriften umzugehen, so z.B. über finanzielle Abschreibungsmöglichkeiten und 

Zuschüsse für energetische Sanierungen. 

Dass die Transformation des Energiesystems kapitalintensiv wird, ist eine unstrittige Frage. Wie die Finanzierung 

zu gestalten wäre und welche Akteure dabei in welchem Umfang Beiträge leisten sollten, ist Gegenstand aktuel-

ler politischer Auseinandersetzungen. Für den Bereich der Stromerzeugung stellt sich beispielsweise die Frage, 

ob Bürger/-innen und nicht-professionelle Investoren, wie die Mehrzahl der Energiegenossenschaften, weiterhin 

eine tragende Rolle übernehmen sollen. Denn dann müssten gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen 

werden, die niedrige Markteintrittsbarrieren sicherstellen, wie z.B. Abnahmepflichten des erzeugten Stroms durch 

die Netzbetreiber und feste Einspeisevergütungen, die niedrige Renditen ermöglichen. Über wettbewerbliche 

Ausschreibungsverfahren und Direktvermarktungsverpflichtungen können gesetzliche Rahmenbedingungen so 

gesetzt werden, dass letztlich nur noch professionelle Investoren wirtschaften können, die in der Lage sind, 

größere wirtschaftliche Risiken abzubilden (Leprich 2013b, 12). 

Noch wird vielfach von der „Marktintegration“ der erneuerbaren Energien gesprochen, die sich in Marktstrukturen 

integrieren sollen, die für ein fossil-atomares Energiesystem aufgebaut wurden. Es zeigt sich aber immer deutli-

cher, dass eine derartige Marktintegration nicht zu leisten ist. 

„Das aktuelle Energiemarktdesign wurde im Zuge der Liberalisierung jedoch für ein eingeschwungenes Energiesys-

tem entwickelt, das im Wesentlichen auf konventioneller Energieerzeugung beruht und EE nicht in systemrelevanten 

Größenordnungen beinhaltet. Das so entstandene Energiemarktdesign ist daher nicht geeignet, die notwendige sys-

temische Transformation ohne Veränderungen zu tragen.“ (enervis et al. 2013b, 6) 

Soll die Finanzierung erneuerbarer Energien nicht dauerhaft auf eine staatliche Förderung angewiesen sein, so 

sind vor allem die Strommärkte so umzugestalten, dass eine Finanzierung von erneuerbaren Strom und der 

notwendigen Flexibilitätsoptionen (Nachfragemanagement, Speicher, Back-up-Kapazitäten etc.) über Marktstruk-

turen überhaupt erst ermöglicht wird. Noch weitergehend ist die Frage nach der Systemintegration der erneuer-

baren Energien, die zu veränderten Aufgaben und Rollen einer Vielzahl von energiewirtschaftlichen Akteuren 

führen wird. Einige Beispiele sollen diese möglichen Rollenveränderungen andeuten: Unter dem Vorzeichen der 

„Systemverantwortung“ werden sich neue Aufgaben an die Übertragungsnetzbetreiber und die Verteilnetzbetrei-

ber stellen. Endkunden, vor allem aus der Industrie, müssen stärker in die Systemverantwortung einbezogen 

werden. Gleiches gilt auch für die dezentralen Erzeugungsanlagen. Als bereits etablierte dezentrale Akteure 

könnten auch Stadtwerke eine größere Rolle in Zukunft einnehmen, indem sie mehr erneuerbare Erzeugungska-

pazitäten aufbauen, intelligente Netztechnik einsetzen und dezentrale Ausgleichsoptionen erschließen (Leprich 

2013a). 
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Wie auch immer energiewirtschaftliche Strukturen in Zukunft gestaltet werden, die Transformation des Energie-

systems wird Kostenwirkungen auf die Bürgerinnen und Bürger entfalten. Hier müssen politische Instrumente 

entwickelt werden, damit vor allem Haushalte mit niedrigen Einkommen nicht zu stark belastet werden. 

„Was mir noch zunehmend auffällt wir brauchen auch Kompensationsstrategien für die betroffenen Haushalte, denn 

wir haben nun mal eine sehr ungleiche Einkommensverteilung (…) und es wird Bevölkerungsgruppen geben, die 

möglicherweise mit den Kostenwirkungen nicht länger zurechtkommen werden.“ (Ziesing, Interview am 18.03.2014, 

Zeilen 57-70). 

4.3 Zukünftige Energienutzung: Zum Verhältnis von Mensch und Energie 

Über 90 % der deutschen Bevölkerung unterstützt den verstärkten Ausbau der erneuerbaren Energien (Wunder-

lich 2012, 5). Diese hohe Akzeptanz spiegeln vor allem Umfragen wider, die erneuerbare Energien in einen 

Gegensatz zu fossilen und atomaren Energieträgern setzen. 

„Diese übergeordnete Akzeptanz, die durch die tns emnid-Umfragen, durch die Forsa-Umfragen und regelmäßig 

auch durch die Agentur für Erneuerbare Energien erhoben wird, das ist ja eine ganz globale Einstellung: An sich fin-

den wir Erneuerbare Energien in Deutschland gut. Wenn man das vom Methodischen her betrachtet, dann werden 

hier keine Projektspezifika abgefragt, d.h. das ist vom kognitiven Aufwand sehr gering. Man muss sich nicht mit ei-

nem bestimmten Standort oder bestimmten Nachteilen auseinander setzen. Da ist es so, dass die Erneuerbaren ein 

positives Image haben als sauber, grün, fortschrittlich, ressourcenschonend - gerade auch im Gegensatz zu Kohle 

und Atom.“ (Hildebrand, Interview am 20.10.2014). 

Doch während die Infrastruktur des fossil-atomaren Systems als Baseline weitgehend akzeptiert ist, stößt der 

Ausbau der Infrastruktur für erneuerbare Energien vor allem bei den vor Ort betroffenen Menschen auf Wider-

stand. Trotz allgemeiner Zustimmung zu einer Transformation des Energiesystems, gibt es lokale Widerstände 

gegen konkrete Anlagen, ganz gleich, ob es sich um Erzeugungsanlagen oder Netzinfrastruktur handelt. Dieses 

Phänomen wird als Nimby (Not in my backyard) bezeichnet.  

„(In der Bevölkerung, Anmerkung der Verfasser) gibt es ein gut entwickeltes Bewusstsein, dass man aus der Atom-

energie raus muss. Es gibt noch nicht genügend Bewusstsein, dass dieses auch Geld kostet und es gibt so ein 

Kirchturmdenken immer dann, wenn regenerative Energieanlagen zu nahe sind, also Wind und Biomasse. Man will 

möglichst einerseits regenerativen Strom, aber man will nichts mit der Produktion zu tun haben.“ (Mönninghoff, Inter-

view am 10.02.2014, Zeilen 130-134). 

Gründe für die Ablehnung eines Projektes vor Ort sind dabei unter anderem die Beeinträchtigungen durch Emis-

sionen von Schall, Licht, Schatten und elektromagnetischer Strahlung, Veränderungen des Landschaftsbildes, 

Naturschutzbedenken oder die Angst vor der Zunahme des lokalen Verkehrs z.B. durch Anlieferungen für Bio-

masseanlagen (Wunderlich 2012, 13). Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen der jüngeren Vergangenheit, dass die 

Akzeptanz vor allem dort gering ist, wo die Menschen bisher keine Erfahrungen mit den erneuerbaren Energie-

formen gesammelt haben. 

„Es zeigt sich über alle (erneuerbaren, Anmerkung der Verfasser) Energieträger hinweg, dass diejenigen, die bereits 

Erfahrungen mit der jeweiligen Energieform hatten, dass diese dann tatsächlich diese Energieform positiver bewertet 

haben. Die Haupterklärung war, dass viele als negativ erwartete Effekte nicht eingetreten sind bzw. positive Effekte, 

die man vorher so nicht erwartet hat, (…) wahrgenommen wurden.“ (Hildebrand, Interview am 20.10.2014). 

Der Ausbau der erneuerbaren Energien schafft nicht nur Betroffenheit. Durch eine dezentrale Energieproduktion 

können die Bürgerinnen und Bürger vielmehr eine stärker aktive Rolle in der Energieversorgung einnehmen. 

Würden aus Konsumenten zukünftig Produzenten oder Miteigentümer an der Energieversorgung, wären sie ggf. 

besser informiert über die Möglichkeiten, Grenzen und Auswirkungen der Energieerzeugung. Auch die Akzeptanz 

von Anlagen in unmittelbarer Nähe könnte unterstützt werden, wenn nachvollziehbar ist, dass diese Anlagen die 

eigene Energieversorgung sicherstellen und die damit erwirtschaftete Wertschöpfung vor Ort bleibt. 
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„Insbesondere unter Bewusstseinsgesichtspunkten (ist) es gut zu sagen, jede Region sollte möglichst ihren Energie-

verbrauch selbst decken können. (…) Weil das eine überschaubare Einheit ist und auch eine Verantwortung her-

stellt. Das heißt, wenn jemand in Hannover wohnt oder in Hannover arbeitet und auf einem Dorf im Umland wohnt, 

dann muss er die Windkraftanlage auf seinem Gebiet akzeptieren, weil das ist zum erheblichen Teil seine eigene 

Energieversorgung.“ (Mönninghoff, Interview am 10.02.2014, Zeilen 217-223). 

Es scheint einiges dafür zu sprechen, dass die Akzeptanz von dezentral organisierten Strukturen höher ist. So 

konnte nachgewiesen werden, dass die Belastungen, die von Windkraftanlagen ausgehen, weniger störend 

empfunden werden, wenn sie im Eigentum der Betroffenen sind (Wunderlich 2012, 14). 

Die permanente Verfügbarkeit von Energie gehört zu den Selbstverständlichkeiten der Gegenwart – gleichgültig, 

ob sie für die industrielle Herstellung von Gütern oder die private Nutzung dient. Insofern wird das Ziel der Ver-

sorgungssicherheit politisch stark gewichtet. Die individuelle und gesellschaftliche Abhängigkeit von Energie ist 

aufgrund ihrer permanenten Verfügbarkeit kaum wahrnehmbar. Dies wird unterstützt durch, gemessen an den 

Einkommensmöglichkeiten, vergleichsweise geringen Kosten für Energie. Im Durchschnitt geben die privaten 

Haushalte 2 % für Strom und 2 % für Gas und andere Brennstoffe sowie über 3 % für Kraft- und Schmierstoffe 

aus – insgesamt machen die Ausgaben für Energie also durchschnittlich 8 % der Ausgaben der privaten Haus-

halte aus (Neuhoff et al. 2012).10 Durch ein System der Fremdversorgung sind die Umweltfolgen des Energiever-

brauchs für die Mehrheit der Bürger/-innen weit weg. Sie rücken punktuell bei Katastrophen in das kollektive 

Bewusstsein, wie z.B. bei dem Reaktorstörfall in Fukushima 2011 oder der Ölpest im Golf von Mexiko nach einer 

Explosion auf der Deepwater Horizon im Jahre 2010. In Regionen, die von den negativen Auswirkungen der 

fossil-atomaren Energienutzung betroffen sind (z.B. Wendland, Lausitz), kann zwar ein erhöhtes energiepoliti-

sches Engagement festgestellt werden. Insgesamt sind die negativen Umweltfolgen der gegenwärtigen Energie-

nutzung jedoch nur wenig präsent in öffentlichen Diskursen. 

Und dies, obwohl Umfragen seit vielen Jahren ein ausgeprägtes Umwelt- und Klimabewusstsein in der deutschen 

Bevölkerung konstatieren. So ermittelte die Studie „Umweltbewusstsein in Deutschland“ im Jahr 2012, dass der 

Umweltschutz als zweitwichtigstes politisches Thema wahrgenommen wird und damit mehr Bedeutung hat als 

die Arbeitsmarktpolitik, die soziale Sicherung, die Renten- oder Bildungspolitik. Wichtiger wird nur die Wirtschafts- 

und Finanzpolitik wahrgenommen (Rückert-John et al. 2013, 18). Im Rahmen des Umweltschutzes schreibt die 

Bevölkerung dem Klimaschutz oberste Priorität zu. Die Hälfte der Bevölkerung beurteilt es als sehr wichtig, dass 

der Ausstoß klimaschädlicher Gase reduziert wird (52 %), der Ausbau regenerativer Energien vorangetrieben 

wird (51 %) und dass für einen effizienten Einsatz von Energien gesorgt wird (48 %) (Borgstedt et al. 2010, 23). 

Dabei wird vor allem der Politik und der Wirtschaft eine zentrale Rolle beim Erreichen der Ziele zugeschrieben. 

So ist die große Mehrheit (82 %) der Bevölkerung der Auffassung, dass die Politik einen stärkeren Druck auf die 

Wirtschaft ausüben sollte, damit diese klimaverträglicher produziert. Dem eigenen Konsumverhalten wird zwar 

eine etwas weniger zentrale Rolle zugeschrieben, aber immerhin erachten 68 % der Bevölkerung ihren individuel-

len Beitrag zum Umweltschutz als „sehr groß“ oder „groß“ (Borgstedt et al. 2010, 19). Gleichwohl ist ein großzü-

giger, wenn nicht verschwenderischer Umgang mit Energie bei den meisten Menschen an der Tagesordnung. So 

werden Kurzstrecken mit dem Auto zurückgelegt, Flugreisen in den Urlaub sind eine Selbstverständlichkeit und 

im Haushalt wird fast doppelt so viel Strom verbraucht wie nötig (Fischer 2013). Technologische Effizienzsteige-

rungen werden häufig durch eine Ausweitung des Konsums kompensiert (Frondel 2012). Eine der wesentlichen 

Herausforderungen bei der Transformation des Energiesystems ist daher auch die Erschließung von nicht-

technischen, verhaltensbedingten Einsparpotenzialen. 

                                                           
10

 Dies gilt allerdings nicht für Geringverdiener. Allein der Anteil der Stromkosten beläuft sich für die unteren 5 % der Ein-

kommen bereits auf knapp 7 % (Neuhoff et al. 2012). 
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5. Zukunftsfelder der Energieversorgung 

Nachfolgend werden drei Zukunftsfelder beschrieben, wie 2050 ein regeneratives Energiesystem in seinen 

Grundstrukturen aussehen könnte. Jedes Zukunftsfeld besteht aus einem kurzen einführenden Szenario, einer 

Beschreibung von Akteuren, die aus Sicht der Autoren auf dieses Szenario hinwirken (Interessengruppen), sowie 

einer Erörterung von deren Vorstellungen, welche Maßnahmen zur Verwirklichung des jeweiligen Szenarios als 

notwendig erachtet werden und wie ein solches Szenario konkret ausgestaltet werden sollte (Zukünftiges Institu-

tionelles Gefüge und Zukünftige Struktur der Energieversorgung). Der Schwerpunkt der Ausführungen liegt dabei 

nicht auf technischen, sondern auf institutionellen und damit politischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Aspek-

ten. 

Die drei Zukunftsfelder sind abgeleitet von Szenarien, die das Umweltbundesamt (Umweltbundesamt 2010, 62) 

für den Stromsektor entwickelt hat und die für die vorliegenden Zwecke auf das gesamte Energiesystem übertra-

gen werden. Bereits existierende Ausprägungen des Energiesystems werden voneinander getrennt und als 

dominierende Systeme in die Zukunft projiziert. Ausgehend von aktuellen politischen Entscheidungen und Ge-

setzgebungen werden Entwicklungen in die Zukunft, zum Teil auch überzeichnet fortgeschrieben, um die drei 

Entwicklungspfade voneinander abzugrenzen und Alternativen sichtbar zu machen. Die drei Zukunftsfelder sind 

so konzipiert, dass sie sich nicht grundsätzlich ausschließen, sondern auch ergänzen können. In Kapitel 6 finden 

sich dann Einschätzungen von den befragten Experten, in welchem Verhältnis die drei Zukunftsfelder in Zukunft 

stehen können. 

5.1 Internationaler Verbund: Wachstum, technologische Innovationen und Wettbewerb im europäischen 

Maßstab 

Die Bezeichnung des Zukunftsfelds verweist auf eine geografische Entgrenzung der erneuerbaren Energiever-

sorgung. Analog zum gegenwärtig fossil-atomaren Energiesystem würden die Primärenergieträger auch in 

Zukunft nicht verbrauchsnah produziert werden, sondern europaweit und in den angrenzenden Regionen. Dies 

folgt der Logik, möglichst kosteneffizient Potenziale zur erneuerbaren Energieerzeugung zu erschließen. Diese 

Strategie wird häufig als „Best-side-Strategie“ bezeichnet. Energieproduktionsstandorte entstünden demnach 

dort, wo die größten technisch-ökonomischen Potenziale bestehen, d.h. Offshore- und Onshore-Windenergie 

würde in Küstennähe und im Norden und Photovoltaik im Süden Europas konzentriert. Ein massiver Ausbau der 

Transportinfrastruktur, v.a. der Stromnetze wäre von Nöten. Die benötigte Biomasse würde über den Welthandel 

nach Deutschland importiert. Aufgrund der großen Investitionsvolumina könnten vor allem spezialisierte Großun-

ternehmen den Energiemarkt bedienen. 

Interessengruppen 

Die Europäische Kommission ist einer der zentralen Akteure, die für ein internationalisiertes Energiesystem 

eintreten.11 Unter den Vorzeichen der Liberalisierung und Harmonisierung werden Rahmenbedingungen ange-

strebt, die sich günstig für zentrale Strukturen und Großunternehmen im Energiesektor auswirken. So zielt die 

Liberalisierungspolitik der Europäischen Union seit 1997 auf die schrittweise Herausbildung eines EU-

Binnenmarktes. Die historisch gewachsenen Monopolstrukturen der Energieversorgungsunternehmen, die 

Erzeugung, Transport und Vermarktung lokal bzw. regional integrierten, mussten aufgelöst werden (unbundling). 

(Gailing et al. 2013, 7). Der Aufbau transeuropäischer Netze wird angestrebt.  

Diese Ziele wurden mit der Neugründung von Institutionen auf der europäischen Ebene unterlegt. Seit 1999 gibt 

es eine Zusammenarbeit der nationalen Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB). Diese wurde 2009 durch die Grün-

                                                           
11 Im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ist der Europäischen Gemeinschaft die Aufgabe 

zugwiesen, zum Auf- und Ausbau der europäischen Energienetze beizutragen, indem der Verbund, die Interoperabilität 
sowie der Zugang zu den Netzen gefördert wird. 
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dung eines Verbundes der ÜNBs (ENTSO-E für die Stromnetze, ENTSO-G für die Gasnetze) weiter ausgebaut. 

Zu ihren Aufgaben gehört die Erarbeitung von Netzcodes für das Übertragungsnetz und die Entwicklung eines 

gemeinschaftsweiten Netzentwicklungsplans, der jeweils Entwicklungen in der kommenden Dekade koordinieren 

soll, allerdings noch nicht bindend für die Mitgliedsstaaten ist. Ebenso 2009 wurde die European Agency for the 

Cooperation of Energy Regulators (ACER) mit Sitz in Ljubljana gegründet. Sie ist mit der Koordinierung der 

nationalen Regulierungsbehörden und der Beobachtung der ENTSO beauftragt (Gailing et al. 2013, 8). Bereits 

2011 hat die Europäische Kommission mit ihrem Vorschlag zur Harmonisierung der nationalen Genehmigungs-

verfahren und einem stärkeren Gewicht der EU bei der Infrastrukturfinanzierung eine grundsätzliche Auseinan-

dersetzung mit der Rolle der EU im Energieinfrastrukturausbau angeregt (Fischer/Geden 2013, 8).  

Die Vorstellungen der Europäischen Kommission können mit einem Leitbild umschrieben werden, in dem Energie 

im Allgemeinen und Strom im Besonderen als ein homogenes Gut für einen vollständig anonymen Markt produ-

ziert wird. Daher spielen auch nicht-ökonomische Faktoren wie z.B. die ökologische Qualität des Stroms und 

seine regionale Herkunft keine Rolle. Im Fokus der Energiepolitik liegen vielmehr die Potenziale zur Kostensen-

kung. So betont die Kommission (2011) im Energiefahrplan 2050 die Kosteneffizienz als zentrale Zielsetzung 

beim Umbau der Energieversorgung: 

„Die Herausforderung besteht für Europa darin, es den Marktakteuren zu ermöglichen, die Kosten für erneuerbare 

Energien durch Forschung, die Industrialisierung der Lieferkette und effizientere Konzepte und Fördersysteme zu 

senken. Dies könnte eine größere Konvergenz der Fördersysteme sowie eine größere Verantwortung nicht nur der 

Netzbetreiber, sondern auch der Produzenten für die Systemkosten erfordern. (…) Die künftigen Anreize müssen 

mit einer steigenden Erneuerbare-Energien-Quote effizienter werden, Skaleneffekte erzielen, zu einer größeren 

Marktintegration und dadurch zu einer stärker europäisch ausgerichteten Herangehensweise führen.“ (Europäische 

Kommission 2011, 11–12). 

Mit der Beihilferichtlinie verfügt die Europäische Kommission über ein weiteres Instrument, um die zukünftige 

Struktur des Energiesystems zu beeinflussen. Dies schlägt sich auch in den Äußerungen der Kommission zur 

Energie- und Klimapolitik nieder, wo Kosteneffizienz und Marktkonformität sehr stark in den Vordergrund gestellt 

werden. 

„Der Binnenmarkt sollte mehr als je zuvor im vollen Umfang genutzt werden, da er die beste Antwort auf die mit der 

Dekarbonisierung verbundenen Herausforderungen stellt.“ (Europäische Kommission 2011, 16) 

„Die Vorteile der erneuerbaren Energien müssen künftig in einer Weise genutzt werden, die im höchstmöglichen 

Maße vom Markt bestimmt wird. (…) Unterschiedliche nationale Fördersysteme müssen rationeller gestaltet wer-

den, damit sie mit dem Binnenmarkt besser vereinbar sowie kosteneffizienter sind und mehr Rechtssicherheit für 

Investoren bieten.“ (Europäische Kommission 2014, 7–8) 

Im April 2014 wurde die Beihilferichtlinie verabschiedet, die bis 2020 Geltung haben soll. Sie verpflichtet die 

Mitgliedstaaten, ab 2017 Fördermittel für erneuerbare Energien über ein Ausschreibungsverfahren an die Anbie-

ter mit den geringsten Kosten zu vergeben. In der Einschätzung der befragten Experten wird dies dezentrale 

Unternehmensformen erschweren: 

 „Die Europäische Kommission, die immer noch sehr stark zentral denkt, von der etablierten Energiewirtschaft her. 

Das zeigt sich an Dingen wie bei der neuen Beihilfeleitlinie, wo vorgeschlagen wird, dass in Zukunft nur noch Di-

rektvermarktung der erneuerbaren Energien möglich sein soll oder aber Ausschreibungsverfahren. Das wird mei-

ner Ansicht nach die Akteursstruktur doch sehr grundlegend verändern (…) Ich kann mir vorstellen, dass das zur 

Folge hat, dass man wieder mehr auf zentrale Anlagen setzen wird.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 46-

53). 

„Also, wenn man sich die Dokumente anschaut, die von der EU veröffentlicht werden, sieht man eben nicht mal ge-

ringste Anzeichen, dass erfolgreiche Staaten, die die Energiewende vorangetrieben haben, auch ermutigt werden, 

den Weg weiter zu gehen. Es geht immer nur darum zu harmonisieren, Rahmenbedingungen zu empfehlen, die 
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sich als erfolglos herausgestellt haben, mit dem Ziel, die kleinteilige, dezentrale Energiewende zu bremsen und 

das Heft des Handelns in die Hand der Großkonzerne zurückzugeben.“ (Mayer, Interview am 03.03.2014, Zeilen 

170-175).  

Um auch Energiequellen in Nordafrika erschließen zu können, hat die Europäische Union erste Institutionen 

aufgebaut. Die AEEP (Africa-EU Energy Partnership) zielt darauf ab, bis 2020 die Kapazitäten für Wasserkraft, 

Wind- und Solarenergie in Afrika auszubauen, Energieeffizienz zu stärken und den Netzausbau voran zu treiben. 

Im Gegenzug für eine Verdopplung der afrikanischen Gasexporte nach Europa soll die Energieversorgung für 

100 Mio. afrikanische Bürger und Bürgerinnen verbessert werden.12 Mit der EUEI PDF (EU Energy Initiative 

Partnership Dialoge Facility) wurde ein flexibles Instrument geschaffen, um ein günstiges Investitionsklima für 

erneuerbare Energien u.a. in Afrika zu schaffen.13 

„Die EU wird die Entwicklung erneuerbarer und CO2-armer Energiequellen im südlichen Mittelmeerraum und von 

Verbindungsleitungen zu europäischen Verteilernetzen weiter fördern und erleichtern. Der Ausbau der Verbin-

dungsleitungen zu Norwegen und der Schweiz wird auch weiterhin von entscheidender Bedeutung sein. Die EU 

wird sich ebenfalls damit befassen, welches Potenzial Länder wie Russland und die Ukraine im Bereich der erneu-

erbaren Energien (insbesondere der Biomasse) bieten.“ (Europäische Kommission 2011, 12). 

Ein Interesse an zentralen Energieprojekten haben die Unternehmen aus der Eigentümergruppe EnBW AG, E.On 

SE, RWE AG und der Vattenfall Europe AG. Es ist zu erwarten, dass sie ihren politischen Einfluss dahingehend 

geltend machen, den Umstieg auf erneuerbare Energien so zu gestalten, dass er ihre marktbeherrschende 

Stellung nicht gefährdet. Großprojekte wie Offshore-Windparks oder solarthermische Wüstenkraftwerke sowie 

der Bau zentraler Tages- und Saisonalspeicher im In- und Ausland liegen eher in ihrem Interesse als ein kleintei-

liger, dezentraler Ausbau erneuerbarer Energien (Krüsemann 2011, 50–51).  

„Das Szenario (Internationaler Verbund, Anmerkung der Verfasser) werden natürlich die großen Marktplayer versu-

chen hinzukriegen. Das ist aus meiner Sicht ein sehr technokratischer Ansatz, der bewusst gewählt wird, um Macht 

zu konzentrieren und viel Geld zu verdienen. (…) Ökonomen leiden häufig darunter, dass sie unter dem Etikett der 

Kosteneffizienz Maßnahmen und Strukturen fordern, die sich demokratischem und selbstbestimmtem Handeln ten-

denziell entziehen. So gelingt es, ethisch begründetes Handeln und Entscheidungsspielraum der Bürger vor Ort zu 

umgehen sowie regionale Wertschöpfung durch erneuerbare Energien zu mindern – alles unter dem Vorwand 

scheinbarer Kostenvorteile.“ (Dürrschmidt, Interview am 17.01.2014, Zeilen 299-304).  

Dies dürfte in ähnlicher Form auch für große regionale Energieversorger gelten, wie z.B. die EWE AG, die 

Mainova AG, die MVV Energie AG, die Stadtwerke München AG, die Trianel GmbH, und internationale Energie-

versorger, so z.B. Dong Energy, Iberdola SA, Electricité de France. Institutionelle Anleger wie Banken, Versiche-

rungen, Anlagegesellschaften und Industrieunternehmen gehören zu den wichtigen Akteuren einer zentralen 

Energieversorgung.14 So werben z.B. ABB, Siemens und Alstom für ihre Technologien zur Hochspannungs-

Gleichstrom-Übertragung (HGÜ) zum möglichst effizienten Transport von Strom über weitere Distanzen.15 Die 

hier aufgeführten Unternehmen investieren bereits heute massiv in Offshore-Windenergie im Multi-Megawatt-

Bereich.16 

                                                           
12 http://ec.europa.eu/europeaid/where/acp/regional-cooperation/africa-energy_en.htm 
13 http://www.euei-pdf.org/. 
14 Eine ausführlichere Darstellung findet sich in trend:research / Leuphana Universität Lüneburg (2013): 35f. 
15 http://www.youtube.com/watch?v=Uir-BPoTN88#t=0, http://www.energy.siemens.com/hq/en/power-transmission/hvdc/ 

Stand: 24.06.2014 
16 Ein Überblick über die investierenden Unternehmen findet sich auf der Website http://www.offshore-

windenergie.net/windparks. 

http://www.youtube.com/watch?v=Uir-BPoTN88#t=0
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Von Seiten der Politikberatung plädiert u.a. der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) im Strombereich für 

ein europaweites Energiesystem. Auch ein Teil der befragten Experten befürwortet ein stärker europäisches 

Energiesystem: 

„Erstens ist eine vollständig nationale Selbstversorgung aus ökonomischen, politischen und europarechtlichen Grün-

den weder wünschenswert noch realistisch. Zweitens werden der Ausbau der Offshore-Windenergie, der Ausbau 

von Hochleistungsverbindungen im Nordseeraum sowie die Nutzung von Pumpspeicherkraftwerken in Norwegen in 

jeder Strategie, die auf kostengünstige erneuerbare Energien setzt, eine unverzichtbare Rolle spielen müssen.“ 

(Sachverständigenrat für Umweltfragen 2011, 105). 

„Ich glaube, die europäische Vernetzung bietet uns eine Menge Chancen, weil wir die Möglichkeiten haben, auch da 

stärker auf effizientere Standorte zu setzen, weil durch eine Vernetzung die Schwankungen von Windenergie besser 

ausgeglichen werden kann und weil der Wettbewerb in einem größeren Markt schärfer ist, auch unter den fossilen 

Kraftwerksbetreibern.“ (Bardt, Interview am 07.05.14, Zeilen: 303-307) 

Zukünftiges institutionelles Gefüge 

Die Realisierung eines europaweiten und europa-überschreitenden Energieversorgungssystems würde nur durch 

eine massive Aufwertung der europäischen Institutionen gelingen. Insbesondere bei der Planung von Netzen und 

ihrem Ausbau müssten europäische Institutionen wie ACER und ENTSO-E / ENTSO-G in ihren Kompetenzen 

gestärkt werden. Als zentrale politische Aufgabe identifiziert die Unternehmensberatung PriceWaterhouse-

Coopers (PWC) die Harmonisierung und Vereinfachung von nationalen Genehmigungsverfahren. 

„The focus at this point should also be on looking at how national planning and permitting for infrastructure could be 

simplified and the development of an EU directive grid regulation that will support long term EU-wide planning.“ (Pri-

cewaterhouseCoopers 2010, 49). 

Gleichzeitig wäre eine Abstimmung der nationalen Energiepolitiken von Nöten. Dies kann konzeptionell z.B. über 

vorgegebene Ausbaukorridore für erneuerbare Energien umgesetzt werden. Dieses Vorgehen dürfte die Position 

großer internationaler Versorgungsunternehmen wie GDF Suez, E.On, Enel oder Electricité de France stärken, 

da die von ihnen betriebenen fossilen und atomaren Erzeugungsanlagen nicht unter hohen Verlusten aus dem 

Markt gedrängt werden. In diesem Szenario wäre zu erwarten, dass die Lobbyarbeit der großen Energiekonzerne 

auf europäischer Ebene erfolgreich ist. Durch internationale Ausschreibungen bei Investitionsprojekten sichern 

sie sich dauerhaft große Marktanteile. PWC weist darauf hin, dass für eine Absicherung des massiven Finanzie-

rungsbedarfs für den Infrastrukturausbau neue Finanzierungsmechanismen zu entwickeln wären, die Risiken für 

Investoren abfedern würden: 

„Governments and the investment community should work more closely together to identify other financial risk mitiga-

tion mechanisms that could make the financing of renewable energy projects more attractive to private investors. Pub-

lic sector loan guarantees and credit enhancements are two examples of these. (…) In addition, exploring the 

opportunities for novel public:private and public:public contracting arrangements for large scale renewable energy and 

transmission opportunities should also help to reduce risks.” (PricewaterhouseCoopers 2010, 55). 

Die Finanzierung des Infrastrukturausbaus würde weitgehend über große staatliche Banken und die internationa-

len Kapitalmärkte erfolgen.  

„Die Entwicklung einer umfassenderen und stärker maßgeschneiderten Finanzierung durch öffentliche Finanzinstitute 

wie die Europäische Investitionsbank (EIB) oder die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) 

sowie die Mobilisierung des kommerziellen Bankensektors in den Mitgliedstaaten könnte ebenfalls zum Erfolg der 

Umstellung beitragen. (…) Während in der Vergangenheit viele Investitionen in die Erzeugung von Versorgungsunter-

nehmen allein getätigt werden konnten, wird jetzt gelegentlich vorgebracht, dass dies wegen der Größenordnung der 

Investitionen und des Investitionsbedarfs künftig weniger wahrscheinlich sein dürfte. Neue langfristige Investoren 

müssen einbezogen werden. Institutionelle Anleger könnten bei der Finanzierung von Energieinvestitionen an Bedeu-
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tung gewinnen. Die Verbraucher werden ebenfalls eine wichtige Rolle spielen, was Zugang zu Kapital zu angemesse-

nen Kosten voraussetzt.“ (Europäische Kommission 2011, 19). 

Anhand der Offshore-Windenergie kann beispielhaft das Investitionsvolumen für Erneuerbare-Energien-Projekte 

mit stark zentralem Charakter abgeschätzt werden. So bewegen sich die Investitionskosten pro Park in der 

Größenordnung von mehreren Hundert Millionen bis zu einstelligen Milliarden-Beträgen (Ecoprog 2012, 21). 

Gleiches gilt auch für andere zentrale Vorhaben wie der Ausbau der Übertragungsnetze oder von Pumpspeicher-

seen. Für derartige Investitionsvorhaben verlangen Investoren risikoadäquate und damit vergleichsweise hohe 

Rückflüsse, so dass dies einen kostentreibenden Einfluss auf die Energiepreise haben dürfte. 

Zukünftige Struktur der Energieversorgung 

Durch die politische Vorgabe, dass erneuerbare Energien vorrangig dort produziert werden, wo die größten 

Potenziale bestehen, würden in Gunstlagen große Agglomerationen von Kraftwerken entstehen. Bereits heute 

werden in Küstennähe und offshore große Windparks in Nordeuropa gebaut. Der von der Bundesregierung 

vorgegebene Ausbaupfad sieht für die Offshore-Windenergie 6.500 MW bis 2020 und 15.000 MW bis 2030 vor.17 

Laut dem Internationalen Wirtschaftsforum Regenerative Energien (IWR) sind aktuell 2.400 MW Offshore-

Windenergie in Nord- und Ostsee in Bau, weitere 9.000 MW sind genehmigt und zusätzliche 30.000 MW in 

Planung – und dies allein in der Ausschließlichen Wirtschaftszone Deutschlands.18 In Südeuropa würden sich 

große Freiflächenfotovoltaik-Anlagen konzentrieren – auch wenn es hier aufgrund fehlender Infrastruktur und 

Geschäftsmodelle noch keine vergleichbare Entwicklung zu beobachten gibt wie bei der Offshore-Windenergie. 

Aride Gebiete in Nordafrika könnten in die zukünftige Stromerzeugung einbezogen werden, z.B. mittels Wind-

energie oder über solarthermische Kraftwerke.19 Aufgrund dieser Entgrenzung kann Deutschland auf ausreichend 

Erneuerbare-Energien-Potenziale zugreifen und Energiesparen kann als Strategie vernachlässigt werden. Das 

Energiesystem wird stark stromgesteuert sein, d.h. auch die Wärmeversorgung und die Mobilität werden größten-

teils durch Elektrizität sichergestellt. Auch wenn die innerdeutschen Potenziale für Photovoltaik ausgeschöpft 

werden sollten, wäre ein solches System deutlich von der Windenergie, vor allem der Offshore-Windenergie 

dominiert.20 Die Unternehmensberatung PWC geht in einem europäischen Szenario soweit, dass 2050 20 % des 

in Europa benötigten Stroms in Nordafrika produziert werden könnte. 

Ein Elektrizitätsaustausch mit Norwegen dürfte dabei aufgrund der norwegischen Pumpspeichermöglichkeiten zu 

einem sinkenden Bedarf an erneuerbaren Erzeugungsanlagen in Deutschland führen. Damit einher müsste 

allerdings ein erheblicher Ausbau der Transportkapazitäten gehen. Die Leitungen würden überwiegend durch die 

ausschließliche Wirtschaftszone Dänemarks in der Nordsee und zu geringen Teilen auf dem dänischen Festland 

verlaufen. Bereits genehmigt ist die Gleichstromübertragungsleitung NordLink mit einer Länge von 623 km, die ab 

2019 1.400 MW Strom zwischen Norwegen und Deutschland übertragen soll.21 Alternativ zu den norwegischen 

Speicherkapazitäten weisen Frankreich, Italien, die Schweiz und Österreich Potenziale für die Erweiterung von 

Speicherwasserkraftwerkskapazitäten auf (Sachverständigenrat für Umweltfragen 2011, 101f). Bis 2050 wäre 

Europa durch eine Vielzahl von Hochspannungsgleichstromübertragungsleitungen durchzogen. Im Endzustand 

wäre das Stromnetz von den Größendimensionen vergleichbar mit dem heutigen Gasnetz (Czisch 2013). 

                                                           
17

 Siehe § 3 Absatz 2 EEG. 
18 http://www.offshore-windenergie.net/windparks#nordsee. Stand: 18.09.2014 
19 Czisch (2013) verweist auf den Vorteil, dass einem fast geschlossenen Winterwindgebiet in Europa günstige Sommer-

windgebiete in Nordafrika gegenüberstehen. Mit dieser „saisonalen Antikorrelation“ könnten Bedarf und Erzeugung über 
ein Supergrid ausgeglichen werden. 

20 Siehe Szenario 2.1.b (vgl. SRU 2011: 94). 
21 http://www.welt.de/regionales/hamburg/article133215552/NordLink-Seekabel-nach-Norwegen-kann-gebaut-werden.html.  
    Stand: 21.10.2014. 

http://www.offshore-windenergie.net/windparks#nordsee
http://www.welt.de/regionales/hamburg/article133215552/NordLink-Seekabel-nach-Norwegen-kann-gebaut-werden.html
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Für den regenerativen Energiebedarf, der nicht über Strom oder entsprechende Konversionstechnologien ge-

deckt werden kann – dies gilt vor allem für die Prozesswärme in der Industrie, den Schwerlast- und Flugverkehr – 

würde Bioenergie eingesetzt. So wird Europa insbesondere bei bioenergetischen Produkten ein großer Importeur 

(Pellets, Ethanol, Palmöl), wodurch zwar schrittweise bis 2050 eine überwiegende Substitution von Öl möglich 

wird, zugleich sich aber der Druck auf Naturflächen und die Nahrungsmittelproduktion weltweit stark erhöht. 

 

5.2 Regionenverbund: Dezentrale Energieunternehmen unterstützen bei Energieeffizienz und gestalten 

den Umbau der Energieversorgung 

Im Zukunftsfeld „Regionenverbund“ wird unterstellt, dass die Energieversorgung aus den Potenzialen des Bun-

desgebietes gedeckt wird, indem alle Regionen in Deutschland ihre Potenziale der erneuerbaren Energien 

ausnutzen. Dabei decken Regionen mit hohen Potenzialen anteilig den Bedarf von Regionen mit niedrigen 

Potenzialen. Dieser deutschlandweite Verbund stellt die Versorgungssicherheit und den Ausgleich der fluktuie-

renden Einspeisung von Solar- und Windstrom sicher (Umweltbundesamt 2010, 62). Eine zentrale Rolle können 

dabei die Stadt- und Regionalwerke sowohl als Betreiber von EE-Anlagen und der Netzinfrastruktur als auch als 

Dienstleister im Bereich Energieeffizienz spielen. 

Interessengruppen 

Es gibt zahlreiche politische Initiativen von kommunalen Akteuren und der mittelständischen Wirtschaft, die auf 

eine dezentrale und regionalisierte Energieversorgung hinwirken. So gibt es 146 sogenannte 100 % Erneuerbare-

Energie-Regionen22, die eine regionale Vollversorgung mit erneuerbaren Energien anstreben (Hoppen-

brock/Fischer 2012). Sie zielen darauf ab, die regionalen Potenziale für erneuerbare Energien möglichst vollstän-

dig zu erschließen. Außerdem haben über 700 Kommunen ein regionales Energiekonzept, integriertes 

Klimaschutzkonzept oder einen sogenannten „Masterplänen 100 % Klimaschutz“ erstellt und damit die Möglich-

keiten der regenerativen Energieversorgung vor Ort geprüft.23 Allerdings nehmen die Kommunen und Regionen 

wenig Einfluss auf politische Gesetzgebungsverfahren, um günstige Rahmenbindungen für die Umsetzung der in 

den Konzepten formulierten Ziele einzufordern. 

Die dezentrale Erschließung und damit Stärkung von regionalen bzw. kommunalen Energieunternehmen werden 

in der Regel mit der Sicherung bzw. Steigerung der regionalen Wertschöpfung begründet. Weiterhin versprechen 

sich die kommunalpolitischen Akteure eine stärkere Orientierung der Energieversorger an den Belangen vor Ort. 

Die Energieversorgung wird in diesem Sinne als eine Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft betrachtet. Im 

Vordergrund stehen nicht die Optimierung der nationalen Energieversorgung, sondern die Transparenz und 

Demokratisierung der Energieversorgung sowie die Unabhängigkeit von überregionalen Entwicklungen und damit 

eine größere Resilienz. 

In der Energiewirtschaft treten vor allem einzelne kleinere und mittlere Stadtwerke und Unternehmen für dezent-

rale Strukturen ein, wie z.B. die Elektrizitätswerke Schönau, die Stadtwerkeunion Nordhessen, die Stadtwerke 

Trier, die Stadtwerke Schwäbisch Hall oder das Unternehmen solarcomplex. Jedoch sind viele kleinere und 

mittlere Stadtwerke, die eine derartige dezentrale Versorgung übernehmen könnten, bisher noch passiv. Organi-

siert sind die Energieunternehmen und Stadtwerke vor allem im Bundesverband der Energie- und Wasserwirt-

                                                           
22

 Die aktuelle Liste befindet sich unter: http://www.100-ee.de/fileadmin/redaktion/100ee/Downloads/broschuere/100ee- 

    Karte_Liste_Oktober_2014.pdf, Stand: 14.01.2014, 
23

 Allein über die vom Bundesumweltministerium geförderte Nationale Klimainitiative haben 673 Kommunen ein integriertes 

    Klimaschutzkonzept erstellt (Abfrage am 14.01.2014 unter https://www.klimaschutz.de/de/projektliste). Hinzukommen  
    weitere Konzepte, die entweder eigenfinanziert oder durch andere Programme erstellt wurden (z.B. im Rahmen von  
    weiteren Bundesförderungen oder durch Länderprogramme). 
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schaft (BDEW)24 sowie im Verband der kommunalen Unternehmen (VKU). Beide Verbände gehörten in der 

Vergangenheit nicht zu den Verfechtern eines erneuerbaren Energiesystems.25 Vielmehr sehen sie sich ange-

sichts des politisch gewollten Ausbaus der erneuerbaren Energien v.a. im Stromsektor unter Zugzwang, da sich 

die Wirtschaftlichkeit ihrer Bestandskraftwerke verschlechtert und sie die Finanzierung notwendiger Investitionen 

in die Verteilnetze zur Aufnahme eines steigenden Anteils der erneuerbaren Energien aufgrund der Anreizregulie-

rung wirtschaftlich nicht abbilden können.  

„Die (…) aufgezeigten Probleme treten insbesondere dort zu Tage, wo neue Entwicklungen – wie z.B. der rasche 

und nur unzureichend gesteuerte Zubau von EE – die langfristigen Investitionszyklen im Bereich der Netze und der 

konventionellen Kraftwerke ,überholen‘. Dies bedeutet, dass eine Anpassung der historisch gewachsenen Strukturen 

nicht in derselben Geschwindigkeit erfolgt, wie der Wandel des Marktsegmentes durch externe Einflüsse. Diese Un-

gleichheit in der Entwicklungsgeschwindigkeit führt besonders im Bereich des konventionellen Energieparks und der 

Energienetze zu starkem und vor allem auch zeitkritischem Anpassungsdruck.“ (enervis et al. 2013b, 7) 

„Für Stadtwerke (…) hat dies dramatische Auswirkungen: sinkende Produktionserlöse, Einbrüche bei den Netzerträ-

gen, zu bildende Drohverlustrückstellungen für moderne fossile Kraftwerke und vieles mehr. Auf diesem Hintergrund 

kann ein erstes Fazit nur negativ ausfallen: Die erneuerbaren Energien sind für kommunale Energieunternehmen 

mehr Fluch als Segen. (…) Tatsache ist, dass sich das aktuelle Marktdesign als ungeeignet herausstellt.“ (Berz 

2013, 38) 

Im Zentrum ihrer Bestrebungen steht daher die Mitgestaltung eines neuen Energiemarktdesigns. Neben der 

Reform der bestehenden Strommärkte soll langfristig ein Markt für die Bereitstellung von gesicherter Leistung 

(dezentraler Leistungsmarkt bzw. Kapazitätsmarkt) geschaffen werden (BDEW 2013a; enervis et al. 2013b). 

Damit würde die Versorgungssicherheit stärker dezentralisiert. So könnten die unterschiedlichen Anforderungen 

an die Versorgungssicherheit von privaten Haushalten und der Industrie preislich abgebildet werden. Die bisher 

durch das EEG geschaffenen Möglichkeiten, Strom ohne Vermarktungszwang erzeugen zu können, sollen in 

Zukunft gänzlich abgeschafft werden (Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 2013a; Verband 

kommunaler Unternehmen e.V. 2014). 

„Eine grundlegende Reform der Förderung der Erneuerbaren Energien (EE), basierend auf einer verpflichtenden Di-

rektvermarktung für alle Neuanlagen und der schrittweisen Übernahme aller marktlichen Risiken durch EE-Anlagen 

zur Förderung von Wettbewerb und Effizienz sowie Übernahme von technisch-betrieblicher Systemverantwortung 

zur Gewährleistung der Netzstabilität. Damit schaffen wir verlässliche und belastbare Strukturen für den vom BDEW 

ausdrücklich unterstützten Umbau der Energieversorgung in Richtung eines Systems, in dem die Erneuerbaren 

Energien die tragende Säule sind.“ (BDEW 2013a: 2) 

 

Darüber hinaus setzen sie sich dafür ein, dass die Anreizregulierung so umgestaltet wird, dass Investitionen in 

den Netzausbau wirtschaftlich sind. Denn gegenwärtig bestraft die Netzentgeltsystematik ein flexibles Lastma-

nagement von Industriekunden und belastet Verteilnetzbetreiber mit einem hohen Ausbau der erneuerbaren 

Energien und einer geringen Kundendichte überproportional (RAP 2014, 1):  

„Das bestehende System der Anreizregulierung muss von der reinen Kostenbetrachtung bzw. Kostensenkung zu 

einem System der Förderung innovativer Investitionen fortentwickelt werden. Die Netzintegration der EE-Anlagen 

wirkt sich insbesondere für die Verteilnetze aus, da der Anschluss der zukünftigen dezentralen Erzeuger nahezu 

vollständig auf der Verteilnetzebene stattfinden wird. Wir brauchen deshalb eine Netzregulierung, die es erlaubt, die 

Verteilnetze nachhaltig qualitativ und somit zu intelligenten Netzen um- und auszubauen.“ (enervis et al. 2013a, 5) 

                                                           
24 Inwiefern der BDEW wirklich die Interessen der kleinen und mittleren Regionalversorger und Stadtwerke vertritt ist unklar. 

So stellt Ternus (2014) fest, dass der BDEW aufgrund einer Vielzahl von Tochter, Tochter-Tochterfirmen und Beteiligun-
gen unter den Mitgliedsunternehmen von den Interessen von E.On, RWE, EnBW und Vattenfall dominiert wird. 

25 Vergleiche die Einschätzung von Leprich, S. 6. 
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Auf der Ebene der Verbände wirken tendenziell der Bundesverband für Erneuerbare Energien, Eurosolar und der 

Bundesverband der neuen Energiewirtschaft auf einen Regionenverbund hin.  

Zukünftiges institutionelles Gefüge 

Der Bund, der vor allem mit dem Energiewirtschaftsgesetz und den Erneuerbaren-Energien-Gesetzen den 

ökonomischen Rahmen für die Energiewirtschaft festlegt, wäre der zentrale Akteur in einem national ausgerichte-

ten Regionenverbund.  

„Der exakte Weg der Regionalisierung liegt dagegen (noch) nicht in Form einer von der Bundesregierung gefertigten 

Landkarte vor uns, wir betreten nach dem Prinzip der Subsidiarität die eigene Region aus einer ungewohnten Rich-

tung.“ (Dunker 2013, 74) 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen müssten so gestaltet werden, dass der wirtschaftliche Betrieb von Erneu-

erbaren-Energien-Anlagen trotz unterschiedlicher regionaler Gestehungskosten bundesweit möglich bleibt.  

„Wie ich das aktuell einschätze, werden wir noch für längere Zeit ein technologie- und regional differenziertes Finanzie-

rungsmodell haben, wie beim Wind mit dem Referenzertragsmodell. Das ist auch vernünftig so, denn wir benötigen ein 

breites Spektrum an Systembeiträgen.“ (Leprich, Interview am 18. November 2014, Zeilen 84-86). 

Wesentliche Akteure werden auch die der Raumordnung und Raumplanung sein, je nach Bundesland also die 

Landesregierungen, die regionalen Planungsträger und/ oder die Kommunen. Denn diese müssen hinreichend 

Flächen für die Nutzung für erneuerbare Energien ausweisen, so dass eine regionalisierte Selbstversorgung mit 

erneuerbaren Energien realistisch wird. 

Da die Grundidee des Regionenverbundes ist, die deutsche Energieversorgung weitgehend aus den Potenzialen 

des Bundesgebietes zu bestreiten, erhält Energieeffizienz ein stärkeres Gewicht als wenn Energieimporte aus 

dem Ausland die inländische Nachfrage decken sollen. Demnach müssten auf der Bundesebene die Rahmenbe-

dingungen so verändert werden, dass Effizienztechnologien wie Kraft-Wärme-Kopplung und Gebäudesanierun-

gen flächendeckend umgesetzt werden. Soll Energie vor Ort produziert und verbraucht werden, so könnte dies 

durch eine regionale Vermarktung von Energie unterstützt werden, wofür ebenso erst noch ein gesetzlicher 

Rahmen zu schaffen wäre (Guss et al. 2014, 219). 

Um auf einer regionalen Ebene den Ausgleich zwischen dem Angebot an erneuerbaren Energien und der Ener-

gienachfrage zu unterstützen, wären zahlreiche gesetzliche Veränderungen notwendig. So sollte zum Beispiel 

über die Ausgleichsmechanismusverordnung, die momentan zur Direktvermarktung erneuerbarer Energien an 

der Strombörse verpflichtet, wieder ein System zur physikalischen Wälzung erneuerbaren Stroms eingeführt 

werden. Die Anreizregulierungsverordnung sollte notwendige Investitionen in die Verteilnetze erlauben, so dass 

ein höherer Anteil an erneuerbaren Energien ins Stromnetz aufgenommen werden kann. Eine Reform des Ener-

giewirtschaftsgesetzes müsste die Rolle von Vertrieben neu definieren, die dann als Bilanzkreisverantwortliche 

nicht nur für die Abdeckung ihrer Kundenlast, sondern der Residuallast26 verantwortlichen wären. Gleichzeitig 

stehen auch die gesetzlichen Vorgaben zum „unbundling“ einer Systemintegration der erneuerbaren Energien auf 

regionaler Ebene entgegen. Denn durch die Trennung von Netzbetrieb und Handel fehlt eine regionale Instanz, 

die Kenntnis über alle relevanten Parameter des aktuellen Zustands des Verteilnetzes, des Last- und Erzeu-

gungsmanagements hat.  

„Wenn wir dezentral optimieren wollen, dann brauchen wir einen relativ guten Zugriff sowohl von den Vertrieben als 

auch von den Verteilnetzbetreibern auf Kunden und auf dezentrale Erzeugungsanlagen. (…) Wichtig ist mir, folgen-

                                                           
26

 Die Residuallast bezeichnet die in einem Elektrizitätsnetz nachgefragte Leistung abzüglich der fluktuierenden Einspeisung  

    von nicht steuerbaren Kraftwerken. Sie stellt also die Restnachfrage dar, welche von regelbaren Kraftwerken gedeckt  
    werden muss. 
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des Dogma der Liberalisierung in Frage zu stellen: „Wir müssen auf jeden Fall ganz rigide die Wertschöpfungsstufen 

trennen und auch das Netz muss immer eigentumsrechtlich getrennt sein.“ Das stimmte zweifellos in der Welt der 

Liberalisierung und war auch der Schlüssel für das Aufbrechen von Machtpositionen. (…) Aber wir haben halt nicht 

mehr nur Liberalisierung, wir brechen auf in eine Welt der dezentralen Regenerativwirtschaft, und da muss man die-

se Positionierungen zumindest neu durchdenken.“ (Leprich, Interview am 18. November 2014, Zeilen 149-163). 

„Die Stromregion, genauer gesagt, der regionale Verantwortliche für den (in Zukunft auch wieder regional zu be-

stimmenden) Bilanzkreis (BKV) übernimmt auch die Rolle eines an Nachbarregionen und / oder Netzebenen ange-

schlossenen Anbieters und Nachfragers, organisiert Residuallast bei Unterdeckung und bietet Stromversicherungen 

eigene Überkapazitäten an. Strombilanziell bedeutet dies mittelfristig, dass sich ein regionaler und ein interregionaler 

Strommarkt bilden, dass aber ein zentraler Energy-Only-Markt (EOM) überflüssig wird oder zumindest eine vollkom-

men neue Aufgabe als Versorgungssicherheitsmarkt übernehmen wird, weil regionale Bilanzkreise das Verhältnis 

zwischen Stromanbietern, -konsumenten, -prosumenten und -händlern nach innen wie nach außen regeln.“ (Dunker 

2013, 75) 

Regional verankerte Energieunternehmen könnten dann als Schnittstelle zwischen Regional- und Kommunalpoli-

tik auf der einen Seite und Energieverbrauchern wie den privaten Haushalten und lokalen Unternehmen auf der 

anderen Seite fungieren. 

„Durch öffentlichkeitswirksame Maßnahmen, die zuverlässige Bereitstellung mehrerer Dienstleistungen aus einer 

Hand sowie ihre lokale Präsenz verfügen Stadtwerke über eine besondere Kundenbindung. Umgekehrt sind sie bes-

tens mit der Charakteristik der lokalen Erzeuger und Verbraucher vertraut. Dies erlaubt Stadtwerken auch, dezentra-

le, für das Energiesystem wichtige Flexibilitätsoptionen (Speicher, Wärmeanwendungen etc.) zu identifizieren, die in 

großflächige Betrachtungen nicht eingehen. Durch regionale Lösungen kann somit z.B. nicht nur kurzfristig eine 

Netzentlastung erzielt werden, sondern auch mittelfristig ein weiterer EE-Ausbau ermöglicht und die Akzeptanz für 

EE gesteigert werden.“ (Guss et al. 2014, 14) 

„So ein Unternehmen, wie beispielsweise in Mannheim die MVV, die betrachten die Erneuerbaren als Teil ihres ge-

samten Beschaffungsportfolios und gleichen das mit ihrem Kundenportfolio, mit ihrer Lastnachfrage, ab. In dem Mo-

ment macht Portfoliooptimierung Sinn. Ich würde mir wünschen, dass diese Art von Akteuren im Rahmen der 

Direktvermarktung die Oberhand gewinnt und dass dadurch diese Akteure einen sehr wichtigen Beitrag leisten kön-

nen zur Systemintegration der erneuerbaren Energien.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 206-210). 

„Ich finde, dass (Stadtwerke, Anmerkung der Verfasser) eine ganz wichtige Rolle haben, wenn sie sich nicht nur auf 

das Energieangebot konzentrieren, sondern auch im Effizienzbereich mehr machen.“ (Ziesing, Interview am 

18.03.2014, Zeilen 198-199). 

Durch die Ermöglichung dezentraler Strukturen bleiben auch die Investitionsvolumina der einzelnen Vorhaben in 

einem Rahmen, den auch regional orientierte Banken und Sparkassen abbilden können. Typische Investitionsvo-

lumina bewegen sich in der Größenordnung im höheren zweistelligen Millionenbereich. So investieren z.B. die 

Städtischen Werke in Kassel 2015 88 Mio. zur Errichtung von 14 Windkraftanlagen. 

Zukünftige Struktur der Energieversorgung 

Der Energiebedarf wäre aufgrund einer effizienteren Nutzung von Energie rückläufig. Auch in diesem Zukunfts-

feld würde das gesamte Energiesystem sehr stark auf Strom basieren. Die wichtigsten Primärenergiequellen 

würden Photovoltaik und Windkraft sein. Potenzialstudien gehen davon aus, dass – gemessen an einem Bedarf 

von 200 GW installierter Leistung Windenergie und 200 GW Photovoltaik ausreichend Potenziale im Binnenland 

aktivierbar sind (Kaltschmitt 2013; UBA 2013). Biomasse würde ergänzend eingesetzt, wobei sie aufgrund der 

effizienteren Nutzbarkeit nicht im ländlichen Raum, sondern in den Städten verwendet würde. 

„Wir sehen in unseren Untersuchungen, dass wir Bioenergie z.B. eher in den Städten brauchen, dass die Windkraft-

anlagen außerhalb, auf dem Land stehen und bei PV ist Erzeugung in Stadt und Land denkbar. Das scheint mir 

schon ein Hauptunterschied zu sein, dass wir Erzeugung von Strom aus Windkraft ganz eindeutig auf dem Land ha-
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ben und Bioenergie dann aber zur Strom- und Wärmeerzeugung in die Stadt fahren. Also Erzeugen von Bioenergie 

schon auf dem Land, aber die Nutzung in der Stadt ist besser, weil sie dort die Wärmeabnahme eben durch Industrie 

unter anderem haben. Insofern ist dann eine sinnvolle Nutzung der kompletten Wärme möglich.“ (Sievers, Interview 

am 15.01.2014, Zeilen 209-215)  

Die Sektoren Strom, Wärme und Mobilität wären auf regionaler Ebene technisch eng miteinander verbunden. 

Neben den traditionellen Stromanwendungen wird auch die Wärmeversorgung zu Teilen über Strom abgedeckt – 

diese Power-to-Heat-Technologien können dabei auch zur regionalen Speicherung von Energie genutzt werden. 

In einem regionalen Szenario für die Region Nordhessen zur Vollversorgung mit erneuerbaren Energien im 

Strom- und Wärmesektor wurde jedoch deutlich, dass eine stromgeleitete Wärmeversorgung nicht die aus-

schließliche Lösung sein sollte: 

„Die Verknüpfung von Strom und Wärme leistet zwar einen Beitrag zur Transformation des Energiesystems, sie er-

höht aber auch die Komplexität der Aufgabe. Zudem konnte gezeigt werden, dass die Beschränkung auf eine Tech-

nologie zur Wärmeversorgung wie der Wärmepumpe aufgrund der negativen Auswirkungen auf den Stromsektor, 

wie der Erhöhung der Spitzenlast, nicht sinnvoll ist.“ (IWES/ IdE/ SUN 2013, 5). 

Die Netze werden umfassend ausgebaut und ertüchtigt sein, sowohl auf der Ebene der Verteilnetze als auch auf 

der Ebene der Übertragungsnetze. 

 „Nur haben wir eben festgestellt, durch verschiedene Studien und das ist inzwischen auch Konsens der Experten, 

dass eine Konzentration nur auf den konventionellen Netzausbau per Kabelverlegung sehr ineffizient ist. Um auf Ver-

teilnetzebene mehr PV zu integrieren, kann man innovative Technologien anwenden, wie die Bereitstellung von 

Blindleistung, Ortsnetztrafos und andere Dinge, damit zu relativ geringen Kosten große Mengen PV ausgebaut wer-

den können.“ (Mayer, Interview am 03.03.2014, Zeilen 131-135).  

„Wenn wir uns anschauen, wo die Kernkraftwerke im Moment positioniert sind, die zukünftig abgeschaltet werden, 

dann muss der Strom ja irgendwo anders herkommen und dahin transportiert werden. Gerade, wenn wir über große 

industrielle Zentren sprechen, dann sprechen wir über große Strommengen. Also brauchen wir den Netzausbau, um 

die Versorgungssicherheit mit erneuerbarem Strom zu verbessern.“ (Bardt, Interview am 7.05.2014, Zeilen 147-151).  

Das Umweltbundesamt beschreibt ein mögliches Bild der Energieinfrastruktur für das Jahr 2050 folgendermaßen: 

„Das bis 2050 gut ausgebaute nationale Übertragungs- und Verteilungsnetz wird in einer nationalen Regelzone be-

trieben. Es ist in ein gut ausgebautes europäisches Übertragungsnetz eingebunden. Vergleichbar mit den früheren 

Erdgasnetzen wird nun Wasserstoff oder erneuerbares Methan sowie zu Erdgasqualität aufbereitetes Biogas in über-

regionalen Gasnetzen in Deutschland verteilt. Verbrauchsschwankungen werden in saisonalen Speichern, wie zum 

Beispiel Salzkavernen, gepuffert.“ (Umweltbundesamt 2010, 64). 

5.3 Lokale Selbstversorgung: Bürgernahe Energieversorgung im Zeichen einer kulturellen Energiewende 

Die Veränderung des Energiesystems setzt in diesem Zukunftsfeld sowohl an dessen Infrastruktur als auch an 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Strukturen an. Denn durch eine Transformation unserer heutigen Lebens-

und Wirtschaftsweise würde sich der deutsche Energiebedarf sowohl bei der Produktion, der Konsumtion als 

auch dem Transport von Gütern verringern lassen. Dementsprechend würde auch der Bedarf an Erzeugungsan-

lagen, Übertragungsnetzen und Energiespeichern sinken. Der zurückgeführte Energiebedarf würde es erlauben, 

die Energieversorgung stärker zu lokalisieren, also Energie möglichst da zu erzeugen, wo sie gebraucht wird. 

Eine herausragende Rolle käme dabei der Photovoltaik zu. 

Interessengruppen 

Die Initiative für eine lokale Selbstversorgung geht vor allem von energiepolitisch engagierten Bürgerinnen und 

Bürgern aus. Während viele lokale Initiativen, wie beispielsweise Transition Town oder solidarische Landwirt-
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schaft, stark auf einen nicht-technischen Wandel setzen, verfolgen energieautarke Dörfer und Regionen eher 

technisch orientierte Ansätze.  

„Die treibenden Kräfte eines solchen dezentralen Energiesystems sind Bürger(innen), Genossenschaften, Landwirte, 

Vereine, kommunale und regionale Verwaltungen, Stadtwerke und lokale Kreditgeber(innen). Beispielgebend in die-

sem Sinne sind die vielen 100-Prozent-Kommunen.“ (Scheer-Pontenagel 2014, 43). 

„Also sämtliche zivilgesellschaftlichen Akteure, von Umweltverbänden über alle möglichen Verbraucherschützer, 

Gewerkschaften, Kirchen usw., die finden alle diese dezentrale Energieversorgung gut und unterstützen das.“ (Voh-

rer, Interview am 18.03.2014, Zeilen 84-86). 

Ein breiter Kanon an Motiven prägt das Handeln der Akteure: angefangen bei der Generierung persönlicher 

(finanzieller) Vorteile über die Sicherung von lokalen Arbeitsplätzen bis hin zu stärker moralisch begründeten 

Motiven wie Unabhängigkeit und Resilienz, Nachhaltigkeit und Friedenssicherung. 

Bereits heute gibt es kleine Gemeinden wie Feldheim, Wildpoldsried, Wolpertshausen oder die Nordseeinsel 

Pellworm, die bilanziell mehr Strom erzeugen als sie benötigen (Moser et al. 2014, 4). Das Bundesministerium für 

Ernährung und Landwirtschaft weist 97 Bioenergiedörfer aus, weitere 44 sind im Entstehen.27 Die Bioenergiedör-

fer verfolgen das Ziel, möglichst die gesamte Wärme- und Stromversorgung eines Ortes auf der Basis von 

Biomasse zu erzeugen und die Bioenergieanlagen in Eigenregie zu betreiben. Nach Möglichkeit sollen alle 

Beteiligten Anteile an den Bioenergieanlagen besitzen, die Anteile der Wärmekunden und der Biomasse liefern-

den Landwirten sollten zu mehr als 50 % betragen (Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. 2008, 10).  

 „Wenn sich kleine Gemeinden weitgehend selbst mit Energie versorgen, so hat dies zunächst eine psychologische 

Bedeutung. Ganz praktisch und nachvollziehbar wird der Nachweis erbracht, dass eine strom- und wärmeseitige 

Vollversorgung machbar ist.“ (Müller 2013, 83). 

Von Seiten der Verbände vertritt am konsequentesten das erst 2014 gegründete Bündnis Bürgerenergie die Idee 

der lokalen Selbstversorgung. Das Bündnis beansprucht, die Interessen der Bürgerenergieakteure wie Genos-

senschaften, Bürgerwindparks und Energiewendevereinen zu bündeln und diese im politischen Gesetzgebungs-

verfahren zu vertreten.28 Eine konsequente Umsetzung eines solchen Szenarios findet sich außerdem in 

Ökodörfern und Lebensgemeinschaften, wie z.B. dem Ökodorf Siebenlinden, dem Lebensgarten Steyerberg oder 

der Kommune Niederkaufungen. Von einem lokalen Selbstversorgungsszenario profitieren würden zudem Anbie-

ter von Autarkie- und Selbstversorgungslösungen (z.B. PV-Speicher-Systeme, Energieplushäuser, Passivhäuser, 

Microgrids), die bisher wenig in der politischen Öffentlichkeit auftreten, sei es weil sie hochpreisige Marktsegmen-

te bedienen oder sich noch stärker im Forschungsstadium befinden.  

Zukünftiges institutionelles Gefüge  

Eine Stärkung von Selbstversorgungsansätzen würde eine Aufwertung der lokalen Ebene mit sich bringen. 

Politisch müsste das Subsidiaritätsprinzip deutlich stärker im Energiesektor verankert werden. Im Vordergrund 

stünde nicht die technische Optimierung einer nationalen bzw. europäischen Energieinfrastruktur, sondern die 

Befähigung lokaler Akteure, nachhaltige Strukturen aufzubauen und zu bewirtschaften. Die Bundes- und Landes-

regierungen müssen hierfür entsprechende Rahmenbedingungen schaffen, z.B. über eine Neuordnung des 

Kommunalrechts und der Kommunalfinanzen, die eine wirtschaftliche Tätigkeit von Kommunen im Energiesektor 

und die langfristige Umsetzung von Qualifikationsmaßnahmen für lokale Akteure erlauben würden. Zudem 

müssten gesetzliche Rahmenbedingungen so gewählt werden, dass sie die Wirtschaftstätigkeit von klein- und 

mittelständischen Unternehmen im Energiesektor erleichtern (z.B. günstige Abschreibungsregeln, geringer 

                                                           
27 http://www.wege-zum-bioenergiedorf.de/bioenergiedoerfer/liste/, Stand: 20.05.2014 
28 http://www.buendnis-buergerenergie.de/, Stand: 13.08.2014 

http://www.wege-zum-bioenergiedorf.de/bioenergiedoerfer/liste/
http://www.buendnis-buergerenergie.de/
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Verwaltungsaufwand). Auch im Hinblick auf Investitionen in die technische Infrastruktur wären Rahmenbedingun-

gen so zu gestalten, dass Bürgerinnen und Bürger mit nur begrenzten finanziellen Möglichkeiten ein überschau-

bares Investment ohne vertiefte Marktkenntnisse tätigen können. Mögliche Mechanismen sind feste 

Einspeisevergütungen, automatische Anpassungen der Einspeisetarife an wesentliche Kostentreiber (z.B. PV-

Modulpreise) und die Abnahmepflicht des eingespeisten Stroms durch die Netzbetreiber oder einen Dritten (IZES 

et al. 2013, 81). Der Eigenverbrauch von Strom sollte rechtlich unterstützt werden. 

„Die einzig richtige Weiterentwicklung wäre, den dezentralen Anlagen ein dezentrales Marktgeschehen zu erlauben, 

mit Lieferverträgen vor Ort. Strom aus Biomasse, Sonne, Wind und Wasser bleibt in der Region, Windstrom bleibt 

Windstrom – ein Premium-Produkt der Region. Die CO2-Einsparung durch die Investition der Bürger bleibt zurechen-

bar für die Bürger, und wer selbst in die Regenerativ-Erzeugung investiert, muss nicht Beiträge leisten, damit in die 

Regenerativ-Erzeugung investiert werden kann. (…) Bürger, die sich in Genossenschaften zusammenschließen zum 

Zwecke der gemeinsamen Erzeugung und Deckung des eigenen Strombedarfs werden gleich behandelt wie Eigen-

stromerzeuger auf dem eigenen Grundstück. Für den Transport der elektrischen Energie von den Energieerzeugern 

zu den Wohnstätten ist ein angemessenes Netznutzungsentgelt zu entrichten.“ (Initiativkreis Recht auf Selbstversor-

gung 2014). 

Den Bürgerinnen und Bürgern käme eine deutlich aktivere Rolle zu als in den beiden anderen Zukunftsfeldern. 

Sie würden sich aus ihrer passiven Rolle im bestehenden Fremdversorgungssystem stärker herauslösen, indem 

sie zentrale Fragen ihrer eigenen Versorgung wieder auf lokaler Ebene beantworten. 

„Ich glaube schon, dass das Bedürfnis, gerade von Privatleuten, privaten Haushalten ausgeprägt ist, sich ein Stück 

weit unabhängiger zu machen von den Energieunternehmen und das lässt man sich auch ein bisschen was kosten. 

Das sind ja Akteure, die nicht immer mit spitzem Bleistift rechnen, sondern auch mal sagen: Das ist eine Sache, die 

ist vernünftig, und solange ich mir das irgendwie noch leisten kann, mache ich das. Das könnte schon in die Rich-

tung gehen, dass man über PV-Anlagen und Batteriespeicher im Keller und damit verbundene Optimierungen des 

Systems im Haus eine Menge an Potenzialen erschließen kann.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 97-103). 

Eine Vielfalt von sozialen Netzwerken könnte durch die gemeinschaftliche Nutzung von Gütern, Wohn- und 

Arbeitsraum zu einer Reduktion des Energiebedarfs beitragen. Eine vergleichsweise kleinteilige und räumlich 

integrierte Energieinfrastruktur würde zu einem starken Wandel der Energiewirtschaft führen. Die Besitzverhält-

nisse wären dementsprechend kleinteiliger als gegenwärtig. Häufig würde es eine enge Beziehung bzw. sogar 

eine Deckungsgleichheit von Besitzern und Nutzern der Energieinfrastruktur geben.  

„In einer Region kann das zum Beispiel bedeuten, dass ein Verbund aus Land-, Forst- und Abfallwirtschaft zur Bio-

massebereitstellung geschaffen wird. Von Genossenschaften oder Stadtwerken betriebene Biogasanlagen liefern 

Wärme und Strom, unterstützt durch Photovoltaik- oder Solarthermieanlagen in Bürgerhand. Das erneuerbare Ener-

giesystem beruht damit auf einer neuen Trägerschaft. Bei der Nutzung lokaler Potenziale von Sonne, Wasser, Wind, 

Biomasse und Erdwärme lösen sich die Grenzen zwischen Produzent(in) und Konsument(in) auf.“ (Scheer-

Pontenagel 2014, 42) 

Somit könnte eine Konzentration von Kapital und Macht bei einzelnen energiewirtschaftlichen Akteuren vermie-

den werden. Die Prinzipien der Suffizienz und der Resilienz würden einen vergleichsweise hohen Stellenwert 

einnehmen, da somit die Unabhängigkeit von internationalen Entwicklungen im Energiesektor und damit ein 

deutlich größeres Maß an Selbstbestimmtheit erreicht werden könnte. 

Zukünftige Struktur der Energieversorgung 

In einem regionalen Selbstversorgungsszenario würde ein Schwerpunkt der Transformation des Energiesystems 

auf einem kulturellen Wandel hin zur stärkeren Befriedigung von nicht-materiellen Bedürfnissen und einem 

Aufbau von Selbstversorgungsstrukturen und regionalen Wirtschaftskreisläufen liegen. Die Lebensansprüche 

würden sich wieder in stärkerem Maße an den ökologischen Grenzen orientieren. Durch eine erhöhte Eigenpro-

duktion könnte der Fremdversorgungsgrad reduziert werden. Güter würden vermehrt gemeinschaftlich genutzt 
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und ihre Nutzungsdauer durch eigene Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten verlängert. Durch eine Verkürzung 

und Entflechtung von Produktionsketten würde der Energiebedarf für Transportwege reduziert und die Möglich-

keiten für geschlossene Kreisläufe verbessert. Der Energiebedarf würde auch durch den vermehrten Einsatz von 

Low Tech-Produkten sinken. Insgesamt könnte dadurch ein umfassender Rückgang des Energiebedarfs erreicht 

werden. 

Der verbleibende Energieverbrauch würde durch regenerative Energien nach Möglichkeit lokal bzw. regional 

gedeckt. Der Energiemix würde sich dabei nach den regionalen Gegebenheiten richten. 

 „Das Ziel wird sein, möglichst viel erneuerbare Energien vor Ort zu erzeugen und gleich vor Ort zu nutzen. Das kann 

eine PV-Anlage oder eine Solarthermieanlage auf dem Dach oder in der Fassade sein, ein Biogas-Mikro-BHKW oder 

etwas anderes. Weiter wird man auch Speicher in die Energiesysteme integrieren und diese intelligent steuern. Das 

passiert auf der Gebäudeebene, auf der Quartiersebene oder auch auf der Stadtebene. Es ist also nicht die Autarkie 

das Ziel, sondern eine möglichst hohe Eigenerzeugung vor Ort. Den Rest bezieht man aus dem Netz. Das ist aus 

meiner Sicht die Grundtendenz, die wir sehen. Es geht nicht um das Abkoppeln, es geht nicht um die Autarkie, son-

dern es geht darum, dass man zuerst vor Ort erzeugt, bevor man importiert.“ (Stryi-Hipp, Interview am 24.04.2014, 

Zeilen 164-172). 

„Die Grundlage einer dezentralen Energieversorgung ist aber die horizontal vernetzte Energiekette mit Erneuerba-

ren, in der jede Anlage nur so viel zu liefern hat, wie der Versorgungsverbund benötigt. Die dezentrale Nutzung ist 

somit der Schlüssel zur Energieautonomie im Sinne von selbst- statt fremdbestimmter Verfügbarkeit über Energie, 

die Nutzung von 100 Prozent heimischer erneuerbarer Energien und eine neue gesamtgesellschaftliche Trägerschaft 

unabhängig von etablierten Konzepten, Strukturen und Akteuren.“ (Scheer-Pontenagel 2014, 42) 

Die Energieversorgung könnte bilanziell zu 100 % aus lokalen erneuerbaren Energiequellen gedeckt werden, d.h. 

über den Zeitraum eines Jahres betrachtet wird mindestens so viel Energie aus den lokal vorhandenen Potenzia-

len an erneuerbaren Energien gewonnen, wie über denselben Zeitraum im Bilanzraum verbraucht wird. Gleich-

zeitig wird versucht, den Grad der Eigenversorgung möglichst groß zu halten. Die Stromversorgung beruht dabei 

größtenteils auf Solarenergie und wird durch Windenergie ergänzt.  

„Kommen Eigenverbrauchsanlagen in Mehrfamilienhäusern und Gewerbebetrieben (zu Einfamilienhäusern, Anmer-

kung der Verfasser) hinzu, lasst sich mittelfristig ein Gesamtpotenzial von über 200 GW (…) erschließen. Dafür müs-

sen aber die Batteriespeicherkosten schnellstmöglich reduziert und eine sinnvolle Kombination mit thermischen 

Systemen erreicht werden. Ab 70 GW installierter Photovoltaikleistung entstehen in Deutschland temporär Über-

schüsse, die sich nicht zeitgleich verbrauchen lassen. Batteriespeicher und Systeme zur thermischen Nutzung haben 

dann noch einen weiteren Vorteil. Sie ermöglichen recht einfach die Netzintegration deutlich größerer Leistungen, die 

problemlos 200 GW und mehr betragen können.“ (Quaschning et al. 2014, 51) 

Die Wärmeversorgung wird durch einen breiten Mix aus Solarthermie, Wärmepumpen, Bioenergienutzung im 

eigenen Haushalt z.B. über Holzpelletheizungen und die Nutzung der Wärme von Biogasanlagen über Nahwär-

mewärmenetze gewährleistet. Insgesamt würde der Wärmebedarf durch eine hohe Sanierungsrate und den Bau 

von Passiv- oder EnergiePlus-Häusern stark sinken. 

„Energieautarke Häuser sind leider sehr teuer. Deswegen bleiben sie einer kleinen Zielgruppe vorbehalten, die aus 

idealistischen Motiven, aus Klimaschutzmotiven ihre ganz persönliche Energiewende vorantreiben will.“ (Mayer, In-

terview am 03.03.2014, Zeilen 95-98). 

 „Die entscheidende Zukunftsoption bei einem Bioenergiedorf ist die Errichtung eines Wärmenetzes, nicht die Frage, 

wie es betrieben wird. Da ein Wärmenetz (wie übrigens auch das Stromnetz) lediglich eine Verteilstruktur ist, kann es 

zukünftig mit jeder regenerativen Energie gespeist werden. Das kann anfänglich Energie aus heimischer Biomasse 

sein, genauso gut kommt aber solarthermische Energie (fast überall), geothermische Energie (an geeigneten Stand-

orten), via BHKW oder Brennstoffzelle rückverstromtes Power-to-gas (aus Wind- und Solarstrom) oder die direkte 

Umwandlung von Überschussstrom via Heizstab in Frage. Ein Ort mit einem Wärmenetz kann flexibel und technolo-

gieoffen auf jede denkbare Energiezukunft reagieren.“ (Müller 2013, 84) 
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Speicher und intelligente Nutzungen wären vor allem auf der lokalen Ebene angesiedelt.  

„Erweiterungen dieses Systems erfolgen durch einen modularen ergänzenden Netzausbau, dort wo er für den Aus-

bau der Erneuerbaren zielführend ist, und damit oft auch auf der unteren und mittleren Netzebene. Dies ersetzt eine 

Trassenplanung, die sich nur auf Hochspannungsleitungen für weit entfernte Versorgungsorte konzentriert.“ (Scheer-

Pontenagel 2014, 43). 

6. Ausblick: Zum Verhältnis der Zukunftsfelder im Energiesystem 2050 

Die im vorhergehenden Kapitel beschriebenen Zukunftsfelder zeigen energiepolitische Entwicklungsalternativen 

auf. Um abzuschätzen, welche Rolle die drei Entwicklungsalternativen im Energiesystem im Jahr 2050 spielen29, 

wurden Vertreter/-innen aus Wissenschaft und Verbänden (siehe Anhang) um eine Einschätzung gebeten. 

Ursprünglich waren die Alternativen so konzipiert, dass sie sich gegenseitig ausschließen. Allerdings waren sich 

die Experten darin einig, dass das zukünftige Energiesystem eine Kombination aus den drei Zukunftsfeldern sein 

wird, auch wenn einzelne Aspekte in Konkurrenz zu einander stehen.  

„Aus meiner Sicht ist keines der Szenarien alleine machbar. Das am besten geeignete Szenario ist der Regionen-

verbund, während die ausschließlich internationale Variante meines Erachtens gar nicht möglich ist. Wir können den 

Strom nicht nur aus dem Ausland beziehen und eine rein autarke Versorgung, also eine Kombination aus rein autar-

ken Versorgungsstrukturen, die nicht einmal durch Netze miteinander verbunden sind, das wäre versorgungstech-

nisch unsicher und volkswirtschaftlich ineffektiv.“ (Niederle, Interview am 18.03.2014, Zeilen 260-264). 

 „Ich würde aber auch sagen, dass diese Szenarien gar nicht trennscharf sein müssen, wenn man ein bisschen diffe-

renzierter heran geht und die einzelnen Sektoren des Stromverbrauchs unterscheidet in private Haushalte, Gewerbe, 

Industrie. Dann könnte ich mir vorstellen, dass es im Bereich private Haushalte und Gewerbe stark geht in Richtung 

Selbstversorgung. Gerade auch im ländlichen Bereich, wo man ja heute ohnehin schon mit Bioenergiedörfern und 

PV-Anlagen (…) sehr weit kommt mit der Selbstversorgung. (…) Wenn die PV noch stärker und noch kostengünsti-

ger wird, ist das sicherlich eine bedeutende Option, so dass da ein Trend in diese Richtung ganz stark sein könnte, 

also bis hin zur Autonomie, wenn nicht gar Autarkie. Davon zu trennen ist aber die Industrie, und wir haben 50 % 

Industriestromverbrauch in Deutschland, und da habe ich einfach die Befürchtung, dass es in die Richtung einer se-

paraten Betrachtung gehen könnten, nach dem Motto: Was die Haushalte und ländlichen Regionen machen können, 

das sollen die machen, das ist für die Industrie aber nicht so wichtig. Die Industrie braucht verlässliche Rahmenbe-

dingungen, verlässliche Anlagen, und das organisieren wir europaweit zentral.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, 

Zeilen 295-315). 

„Wir werden natürlich auch in dem eher dezentralen Modell (…) eine mehr oder weniger zentrale Infrastruktur dabei 

haben, was die Infrastruktur, den Transport, den Verteilungsbereich betrifft. Aber das wird dadurch ja nicht ausgehe-

belt, aber ich glaube, es wird schon einiges in den regionalen Bereichen etwas stärker auch sich positionieren.“ (Zie-

sing, Interview am 18.03.2014, Zeilen 263-266).“  

„Wir sagen, dass in diesem Optimierungsprozess lokal so viel wie möglich, regional so viel wie sinnvoll erzeigt wer-

den soll. Wenn es in die 100 %-Richtung geht, dann brauchen wir aber auch ein gewisses Ausmaß einer internatio-

nalen Integration und Ausgleichs, bis hin eben zu Transportleitungen, wie wir sie ja heute auch bereits haben.“ 

(Nitsch, Interview am 09.05.2014, Zeilen 393-397). 

Die Fragestellung wurde derart geändert, dass die befragen Experten abschätzen sollten, welchen prozentualen 

Anteil das jeweilige Zukunftsfeld ihrer Ansicht nach einnehmen wird. Im Ergebnis gehen die Einschätzungen der 

Experten weit auseinander. Auch wenn eine Quantifizierung schwierig ist und nur als ein „educated guess“ 

betrachtet werden kann, wurden folgende Anteile am zukünftigen Energiesystem als wahrscheinlich erachtet. 

                                                           
29  Ihnen wurde jeweils das kurze einführende Szenario vorgelesen. 
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 Internationaler 
Verbund 

Regionen-
verbund 

Lokale Selbst-
versorgung 

Schmid 70 % 25 % 5 % 

Mayer 50 % 40 % 10 % 

Leprich 50 % 25 % 25 % 

Bardt 35 % 65 % 0 % 

Vohrer 30 % 60 % 10 % 

Nitsch 30 % 60 % 10 % 

Ziesing 20 % 60 % 20 % 

Sievers 10 % 60 % 30 % 

Stryi-Hipp 10 % 60 % 30 % 
 

Abbildung 5: Experteneinschätzung zur Bedeutung der Zukunftsfelder im Energiesystem 2050 

Die Strukturen der lokalen Selbstversorgung werden in Zukunft den geringsten Stellenwert einnehmen, hier 

bewegen sich die zugeschriebenen Anteile zwischen 0 und 30 %. Dies wird auch in den Aussagen von Pehnt und 

Dürrschmidt deutlich:  

„Autarkie hat eine tolle Symbolwirkung (…) Ich glaube, ähnlich wie bei Dezentralität erfüllt es keinen Zweck an sich, 

sondern es ist ein Mittel zum Zweck. Wenn es dazu dient, andere zu begeistern, dann ist es eine schöne Sache. 

Aber sicher wird Deutschland zukünftig nicht aus 4.000 energieautarken Kommunen bestehen.“ (Pehnt, Interview am 

04.03.2014, Zeilen 292-296). 

„Andererseits gibt es natürlich auch viele, die um die Suffizienz einen großen Bogen machen und davon nicht viel 

halten. Es gibt immer eine Vorreitergruppe von etwa 5 %, die daran gehen und zeigen, dass das geht und dass 

das auch mit einem Gewinn von Lebensqualität zusammenhängen kann. Aber viele wollen das trotzdem nicht.“ 

(Dürrschmidt, Interview am 17.01.2014, Zeilen 292-296). 

Ein größerer Stellenwert wird dem internationalen Verbund zugeschrieben, dessen Anteile zwischen 10 und 70 % 

liegen. Die Anteile für den Regionenverbund schwanken zwischen 25 und 60 %. Bei der Betrachtung der Media-

ne ergibt sich folgendes Bild: Am stärksten wird der Regionenverbund gewichtet, der 60 % des Energiesystems 

ausmachen würde. Dem folgt der internationale Verbund mit 30 %. Der internationale Verbund würde laut Leprich 

eine systemergänzende Funktion erhalten: 

„Offshore ist für mich eine klare zentrale Option, die wir (…) zur Systemergänzung brauchen. Ich hätte auch grund-

sätzlich nichts gegen solarthermische Stromimporte aus Südeuropa oder Nordafrika, wenn man das infrastrukturell 

hinkriegt. Ich bin da nicht festgelegt, aber nur als Systemergänzung. Also ganz klare dezentrale Orientierung und wo 

das nicht reicht, Systemergänzung durch zentralere Technologien.“ (Leprich, Interview am 20.02.2014, Zeilen 295-

315). 

Die verbleibenden 10 % des Energiesystems würden dann durch die Strukturen der lokalen Selbstversorgung 

abgedeckt werden.  

7. Die erneuerbare Vollversorgung am Beispiel einer Modellregion 

Im Folgenden wird am Beispiel einer Modellregion skizziert, wie die Energieversorgung dieser Region im Jahr 

2050 aussehen könnte. Den Einschätzungen der Experten im vorhergehenden Kapitel folgend wird unterstellt, 

dass die Region nicht energieautark sein wird. Sie produziert zwar in der Jahresbilanz so viel erneuerbare  

Energie wie vor Ort verbraucht wird, aber sie steht im Energieaustausch mit anderen Regionen und zu gerin-

gen Teilen mit dem Ausland, um die Vor-Ort-Nachfrage zu jedem Zeitpunkt decken zu können. Die Modellre-

gion ist ein fiktiver Landkreis, der sich jedoch in seinen Ausprägungen am Landkreis Marburg-Biedenkopf 

orientiert. 
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Nach einer einführenden Beschreibung der Modellregion werden die Ergebnisse einer Modellrechnung 

vorgestellt, die ein regionales Vollversorgungsszenario mit erneuerbaren Energien illustriert. Damit das 

Vollversorgungsszenario möglichst realistisch ist, werden hier Daten und Ergebnisse aus einem abgeschlos-

senen Vorhaben für den Landkreis Marburg-Biedenkopf zu Grunde gelegt (IdE 2014). Anschließend wird in 

einem Backcasting der Entwicklungsprozess in der Rückwärtsperspektive dargestellt. Um besondere, un-

wahrscheinliche Ereignisse (Naturkatastrophen, Seuchen, Kriege etc.) berücksichtigen zu können, werden 

zwei so genannte wild cards eingesetzt (Steinmüller 2007).  

Vorstellung der Modellregion 

Die in einer Mittelgebirgsregion liegende Modellregion besteht aus 22 Städten und Gemeinden und weist eine 

Gesamtfläche von knapp 1.300 km² auf. Die Einwohnerzahl liegt bei 240.000 Einwohnern, wobei im Ober-

zentrum, das auch Universitätsstadt ist, 75.000 Menschen leben. Die Fläche wird zu 44 % landwirtschaftlich 

und zu 41 % forstwirtschaftlich genutzt. 13 % sind als Gebäude- und Freifläche sowie als Verkehrsfläche 

ausgewiesen. Die Modellregion ist überwiegend durch eine Mittelgebirgslandschaft geprägt, wobei die höchs-

te Erhebung eine Höhe von knapp 700 m hat. Verkehrstechnisch ist der Landkreis über eine autobahnähnli-

che Bundesstraße in Nord-Süd-Richtung und mehrere Bundesstraßen erschlossen.  

Die Modellregion ist grob in einen eher waldreichen Westkreis und einen stärker landwirtschaftlich geprägten 

Ostkreis unterteilt. Ein Fluss durchzieht in der Mitte die Region und prägt mit seinem Tal, in dem auch das 

Oberzentrum liegt, die Landschaft. In dieser Region hat sich eine sehr starke klein- und mittelständische 

Wirtschaft entwickelt, welche auch viele internationale Technologieführer stellt. Weiterhin gibt es einige 

wenige Großbetriebe mit annähernd 10.000 Industriearbeitsplätzen. Ein Schwerpunkt liegt auf dem Metall- 

und Kunststoffformenbau, wobei die komplette Wertschöpfungskette, vom Konstruktionsbüro bis zur Groß-

gießerei, in der Region abgebildet ist. Während es im Westen eine eher kleinteilige Landwirtschaft, zum Teil 

im Nebenbetrieb gibt, wird im Osten eine intensive Landwirtschaft auf guten Böden betrieben. Daher ist die 

Region bilanziell in der Lage, sich eigenständig mit Nahrungsmitteln zu versorgen und ihren Kohlenstoffbedarf 

für die nicht mehr importierten fossilen Energieträger zu decken. 

Die Energieversorgung in der Modellregion im Jahr 2050 

Bis zum Jahr 2050 ist es in der Modellregion gelungen, die Energieversorgung bilanziell vollständig auf 

erneuerbare Energien umzustellen. Weiterhin wurde eine Senkung des Endenergiebedarfs um 50 % gegen-

über dem Jahr 1990 erreicht. Der Selbstversorgungsgrad liegt bei 85 %, wobei 10 % davon aus teilautarken 

Strukturen (Gebäuden, Quartieren) stammt. Die verbleibenden 15 % des Energiebedarfs werden aus den 

übergelagerten Netzebenen und damit aus anderen Regionen bzw. aus dem Ausland bezogen. Erfolgver-

sprechende Entwicklungen gibt es auch im Hinblick auf energiesparende Lebensstile und die Schließung von 

Stoffkreisläufen. Die Modellregion ist mittelschwer von der voranschreitenden Klimaveränderung getroffen. 

Ein Notfallfond wurde 2030 eingerichtet und der Katastrophenschutz stark ausgebaut. Jährlich wird eine 

Anzahl von Klimaflüchtlingen aufgenommen, die hilft, die Bevölkerungszahl zu stabilisieren. Für diese Ent-

wicklungen und Erfolge arbeiten alle Städte, Gemeinden, Unternehmen, Vereine und Verbände eng zusam-

men. Auch die Bürgerinnen und Bürger sind seit Jahrzehnten umfassend in diesen Prozess eingebunden. Bei 

allen Zielen und deren Umsetzung orientierte man sich stark am Konsensprinzip, obwohl aufgrund der zum 

Teil problematischen Erfordernisse oftmals keine Einstimmigkeit erzielt werden konnte. 
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 Kennzahl elektrische Energieerzeugung Kennzahl thermische Energieerzeugung Bemerkung 

Windkraft 631 MW 210 Anlagen, --- --- auf 1,9% der Regionsfläche 

Solarenergie 801 MWp  43.867 Anlagen an/auf 
Häusern (im Schnitt 7,5 kWp) 
 
944 Freiflächen-anlagen (im 
Schnitt mit 500kWp) 
 

754.000 m² 
 

29.517 Solarthermie- 
Anlagen 

Solarthermie nur auf 
Wohngebäuden 

Wasserkraft 3,1 MW 
 

34 Anlagen --- --- --- 

Geothermie/WP   404 MW 
 

24.322 Luftwärmepumpen, 
15.088 Erdwärmesonden, 
9.912 Erdwärmekollekt-
oren 

62 % Luftwärmepumpen 

Biogas KWK 8,4 MW  Aus Kraft-Wärme-Kopplung 9,5 MW 
 

17 Anlagen Für Prozesswärme 

Holz/Stroh-
Pellets KWK 

14,2 MW Aus Kraft-Wärme-Kopplung 34 MW 
 

68 Anlagen Für unsanierte Gebäude 
und Prozesswärme 

Holzartige 
Biomasse KWK 

8,3 MW  Aus Kraft-Wärme-Kopplung 9,3 MW 
 

17 Anlagen Für Prozesswärme 

 
Abbildung 6: Installierte Leistung erneuerbarer Energien in der Modellregion 2050 (Quelle: eigene Berechnungen) 

Technologisch sind der Strom-, Wärme- und Mobilitätsbereich stark zusammengewachsen, wobei die dominie-

rende Energieform der regional erzeugte Strom ist. Damit einher geht die fast vollständige Abkehr von flüssigen 

Energieträgern. Die Energieversorgung basiert im Wesentlichen auf Windkraft und Solarenergie. Bioenergie und 

Wasserkraft spielen nur eine nachgeordnete Rolle. Die Windenergie wird durch 210 Anlagen erzeugt, die auf 

etwa 2 % der Regionsfläche stehen. Hier werden vor allem Gunststandorte auf den Kuppen und Kämmen des 

Mittelgebirges genutzt. Es hat sich gezeigt, dass sich die Naturschutzbeeinträchtigungen im Rahmen halten. Die 

Akzeptanz von Windkraft ist zudem durch die hohe regionale Wertschöpfung und Gewöhnungseffekte an das 

sich verändernde Landschaftsbild hoch. Die Solarenergie wird überwiegend durch Photovoltaik auf Freiflächen, 

auf Dachflächen und Fassaden erzeugt. Etwa ein Viertel der Dachflächen wird für Solarthermie genutzt. Aufgrund 

hinreichender Biomasseressourcen in der Modellregion erfolgt der Energieaustausch mit anderen Regionen so 

gut wie vollständig auf der Leitungsebene. Hierfür wurden sowohl die Verteil- als auch wichtige Übertragungsnet-

ze ertüchtigt und ausgebaut. 

Insgesamt werden in der Modellregion 2.500 GWh Strom benötigt, wobei davon 1.000 GWh (40 %) für die Bereit-

stellung von Wärme und 780 GWh (30 %) für die Mobilität gebraucht wird. Aufgrund der geringen Betriebsstun-

den von Photovoltaik im Vergleich zur Windkraft wird der lokale Strommix durch die Windkraft dominiert: 60 % 

des Stroms stammt aus der Windenergie und nur 30 % aus der Photovoltaik. Die Biomasse trägt über Kraft-

Wärme-Kopplung etwa 10 % bei. 

 

Abbildung 7: Mix der regionalen Stromproduktion (Quelle: eigene Berechnungen) 
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Ein komplexeres Bild zeigt die Wärmeversorgung, für die insgesamt 2.300 GWh benötigt werden. Hier stammt 

ein Drittel des Bedarfs direkt aus erneuerbaren Energien, aus Biogas, Festbrennstoffen, Stroh, Holz und 

Solarthermie. Die Biomasse wird dabei in Kraft-Wärme-Kopplung ausschließlich zur Deckung des Bedarfs an 

Prozesswärme eingesetzt, um die notwendigen hohen Temperaturen bereitstellen zu können. Das zweite 

Drittel des Wärmebedarfs wird über Strom gedeckt, sowohl für die benötigte Prozesswärme als auch für die 

Wärmepumpen für Gebäude. Das dritte Drittel der Wärmeversorgung wird über die Umgebungswärme (Luft, 

Boden, Wasser) gewonnen. 

 

Abbildung 8: Mix des regionalen Wärmeverbrauchs (Quelle: eigene Berechnungen) 

Die zukünftige Mobilität im Landkreis benötigt einen Energiebedarf von ca. 780 GWh. Die Straßen zur überre-

gionalen Anbindung wurden im Zuge der 2030iger und 2040iger Jahre für den Lastverkehr auf der Straße 

elektrifiziert. Auch der Bahnverkehr wurde in den letzten Jahrzehnten optimiert und besteht neben einer 

überregionalen Schnellbahnlinie aus vier Regionalbahnlinien. Der Endenergiebedarf setzt sich aus 214 GWh 

Strom für Elektromobilität sowie 566 GWh Strom zur Herstellung von über Konversionstechnologien gewon-

nenen Gasen (Wasserstoff / erneuerbares Methan) zusammen. Der Schienenverkehr wird 2050 ebenso wie 

der motorisierte Individualverkehr ausschließlich elektrisch betrieben. Linienbusse, LKWs und landwirtschaftli-

che Maschinen werden je nach Einsatzmöglichkeit mit Hybridfahrzeugen betrieben.  

Der wichtigste Energieversorger mit etwa 70 % Marktanteil in der Region ist das Regionalwerk RE100, an 

dem die einzelnen Kommunen und Städte, Energiegenossenschaften und ortsansässige Unternehmen 

Anteile besitzen. Hier erfolgt im Prosumermodell eine Direktvermarktung und es besteht durch die Eigen-

tumsverhältnisse eine hohe Kundenbindung. Durch die Lockerung der gesetzlichen Regelungen zum unbund-

ling ist das Regionalwerk für die Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen, den Netzbetrieb der Strom-, 

Gas- und Wärmenetze (inklusive des Last-, Erzeugungs- und Verbrauchsmanagements) und den Vertrieb 

zuständig. RE 100 betreibt außerdem die regionale Infrastruktur zur Speicherung und Konversion von erneu-

erbaren Energien, tritt als Energiecontractor im Bereich Energieeffizienz auf und ist zuständig für den ÖPNV, 

der mittlerweile auch öffentliche Carsharing-Angebote umfasst. RE 100 ist zudem Backup-Partner für die in 

größerer Zahl entstandenen teilautarken Strukturen in der Region, die etwa 10 % des regionalen Energiebe-

darfs decken. Einzelne Gebäude, Unternehmen, Straßenzüge, Quartiere, Siedlungen, zum Teil auch Dörfer 

haben sich aus der regionalen Energieversorgung weitgehend, trotz zum Teil höherer Kosten, ausgeklinkt. 

Dies geschieht sowohl durch die privaten 117 Energieplusgebäude, aber auch in Form von nachbarschaftli-

chen Selbstversorgungsgemeinschaften. Energielieferten für die 15 % des Energiebedarfs, der durch Importe 

in die Region gedeckt werden muss, sind nationale bzw. internationale Ökostromanbieter. 

Die Initiative für diese Formen einer regionalen Energieversorgung in der Modellregion ging und geht stark 

von den Kommunen, Energiegenossenschaften und Bürgern aus. In vielen Lebens- und Wirtschaftsbereichen 
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hat eine Transformation eingesetzt, die weit über das eigentliche Energiesystem hinausgeht. Dies betrifft 

insbesondere die Ernährung (wenig Fleisch, regionaler ökologischer Anbau), die Mobilität (mehr Radverkehr, 

zu Fuß und mit ÖPNV), das Konsum- und Freizeitverhalten (regionale Produkte, Sharing, Urlaub vor Ort), die 

Arbeitswelt (regionale Kreislaufwirtschaft, Videokonferenzen ersetzen Reisen) und das Zusammenleben 

(Mehrgenerationenhäuser). Durch diese Aktivitäten konnten wesentliche Energieeinsparungen erreicht 

werden, die durch Effizienztechnologien unterstützt wurden. Daseinsvorsorge und Mitbestimmung in einer 

regionalen Gemeinschaft ist zu einem wichtigen Leitprinzip geworden. Unter dem Begriff der Sharing-

Community hat der Gemeinbesitz eine wichtige Bedeutung bekommen (gemeinsames Auto, gemeinsames 

Wohnen). Aufgrund der mittlerweile größeren Unberechenbarkeit der Umwelt mit auftretenden Extremwettern 

spielt auch die Stabilität des Systems in Krisensituationen, d.h. die Resilienz, eine wichtige Rolle (Notfallplä-

ne, starker Katastrophenschutz, Unterstützungsfonds). 

Der Weg zur Vollversorgung im Rückblick 

Paul Falk, 60 Jahre alt, in der Modellregion aufgewachsen und ihr ein Leben lang verbunden, ist seit 15 

Jahren Geschäftsführer der öffentlichen Energieagentur der Modellregion. Im Jahr 2049 untersucht er, welche 

wesentlichen Schritte zur Transformation des Energiesystems geführt haben. Er hebt verschiedene Meilen-

steine hervor, geht aber auch auf die einzelnen Weichenstellungen und den aus ihnen resultierenden Ent-

wicklungsalternativen ein. Die wichtigsten Ergebnisse von ihm sind im Folgenden knapp dargestellt. 

Jahr Ereignis Ursachen und Bedeutung 

2007-14 Kreistagsbeschluss, den Landkreis 
bis 2040 vollständig mit erneuerba-
ren Energien zu versorgen, Erstel-
lung eines Masterplans 100 % 
Klimaschutz 

Sehr engagierter Landrat konnte ambitionierte Ziele und 
durchsetzen. Politische Einstimmigkeit in der Region. 
Aufbau einer Energie-und Klimaschutzabteilung in der 
Landkreisverwaltung, Erarbeitung von Konzepten und 
Machbarkeitsstudien 

2015-17 Internationale Krisen, Extreme 
Preisschwankungen für fossile 
Energien 

Krisen in Osteuropa und im arabischen Raum, Akzeptanz 
für EE steigt, Regierung beschleunigt Ausbau von EE, 
Länder bekommen mehr Planungshoheit 

2019 Verheerende Umweltschäden in 
den USA und Asien, Durchbruch 
beim Klimaschutz, umfassende 
Zertifikatsverteuerung durch die 
EU. 

Klimawandel wird immer offenkundiger, Modellregion ist 
auf dem richtigen Ausbaupfad, große Windparks sind 
entstanden, neuer Boom bei PV-Anlagen, Solarthermie 
und Wärmepumpen (Slang „An jedes Haus gehören 3“) 

2020 Ausstiegsplan Kohle bis 2030 
beschlossen, hohe Kosten für 
fossile Energieträger lassen 
Nachfrage stark einbrechen. „Dark 
Winter“, Terroranschläge auf 
Fernübertragungsleitung in 
Deutschland und Frankreich 

In Modellregion ist man auf dem richtigen Weg, der 
Ausbau der E-Mobilität nimmt Fahrt auf. Größere Spei-
cher werden im Zuge des neuen Infrastrukturprogramms 
gebaut. Die Sanierungsquote liegt bei 3%. 

2022 Dezentralitätsgipfel Berlin, 60 % der 
Regionen und Städte sprechen sich 
für dezentrale Energieversorgung 
aus 

Modellregion schließt sich der Gruppe der gemäßigten 
Dezentralitätsbefürworter an. In der Region wird eine 
Arbeitsgruppe zum regionalen und überregionalen 
Versorgungsmanagement eingesetzt.  

2025 Gründung der Regionalwerksunion 
Mitte, das Nord- und Mittelhessen 
sowie Ostthüringen umfasst, 
Gründung von 12 Tochterunter-
nehmen, darunter Regionalwerk 
RE100 

Wichtige Rolle von Akteuren aus der Modellregion, 
wichtige Koordinationsaufgaben werden hier ausgeübt. 

2027 Subsidiaritätszustimmung zur 
lokalen Teilautarkie in Modellregion 

Aufgrund eines starken gesellschaftlichen Engagements 
stimmt die Modellregion dieser Alternativmöglichkeit der 
Energieversorgung zu. Bedenken im Hinblick auf Vertei-
lungsfragen und Kosten sind zwar bekannt, das Selbst-
bestimmungsprinzip von Einzelnen und Gruppen wird 
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anerkannt. Allerdings erfolgt ein kontinuierlicher Informa-
tionsaustausch und zum Teil auch gemeinsame System-
abstimmungen (Anlagen, Infrastruktur) 

2030 Masterplangipfel prüft bundesweit 
die Zielerreichung, Modellregion 
wird mit „gut“ (2,1) bewertet. (7 sehr 
gut, 22 gut, 117 befriedigend, 141 
ausreichend, 19 mangelhaft). 
Zentrale Energieversorgung 
gefährdet: Engpässe, Preise, 
Südeuropakrise  

Besonders gut schnitt Modellregion bei Bürgerprojekten 
und der Erreichung von Zielen beim EE-Strom ab. 
Leichte Rückstände bei der Effizienz und Mobilität 
wurden aufgrund der erwarteten positiven Trends als 
vertretbar akzeptiert. Probleme bestehen nach wie vor 
bei der Umstellung einiger Unternehmen auf eine 
komplette EE-Versorgung.  

2040 Initiative Treibhausgas-frei 2050 
erhält weltweit Zustimmung 

Auszeichnung der Modellregion in Platin bei der Euro-
pean Champions League im Bereich „Erneuerbare 
Energien“ in Paris, erster Platz in der Kategorie: Regio-
nen 100.000 -300.000 EW. 
 

2045 Modellregion erreicht erstmals 
aufgrund eines milden Winters 
Vollversorgung mit EE 

Überreichung des Bundesverdienstkreuzes an den 
Regionsversitzenden durch Bundespräsident Meier. 

 

Eine wichtige Erkenntnis von Falk ist, dass die wesentlichen politischen Weichenstellungen zum Umbau der 

Energieversorgung der Region zwischen 2015 und 2025 gefallen sind. Zudem hätte es ohne die massiv 

zunehmende Unsicherheit bei den Importen fossiler Energieträger sowie die Anschläge auf die zentrale 

Infrastruktur keinen derartigen Dezentralisierungsschub in der Europa- und Bundespolitik gegeben. Ab 2025 

erfolgten der zielstrebige Umbau der Energieversorgung sowie die interne Optimierung des Systems (z.B. 

Repowering von EE-Anlagen, neue Arbeitsfelder für Energiegenossenschaften, Einrichtung des eigenen 

Klimafonds für Unterstützungsmaßnahmen).  

Im Zuge des Dezentralitätsgipfel 2022 wurden die gesetzlichen Rahmenbedingungen derart verändert, dass 

regionale Stadtwerke einen wirtschaftlich-nachhaltigen Geschäftsbetrieb aufbauen konnten. In diesem Zu-

sammenhang wird von ihm hinterfragt, was passiert wäre, wenn das Vorantreiben einer europäischen Ener-

gieunion mit einer dominierenden zentralen Energieversorgung in Europa. Tatsächlich schien das Argument, 

erneuerbare Energien an den besten Produktionsstandorten in Europa möglichst kostengünstig zu produzie-

ren und dann über ein ausgebautes Übertragungsnetz zu den Endverbrauchern zu transportieren, eine 

attraktive Lösung zu sein. In der Anfangszeit sorgten umfassende Infrastrukturmittel und garantierte Preise für 

die großen Energiewirtschaftsunternehmen für umfassende Investitionen in diesem Segment.  

Durch eine restriktive Gesetzgebung konnte zugleich das Wachstum von dezentralen Erzeugungsanlagen 

und Netzen stärker gebremst werden. Dies löste allerdings eine starke off-grid-Welle von Energierebellen aus, 

die an vielen Orten trotz höherer Preise (teil-)autarke Energieversorgungsstrukturen entstehen ließen. Zu dem 

Dezentralisierungsschub trug auch der terroristische Anschlag auf zwei wichtige Übertragungsleitungen bei, 

der zu einem dreitätigen Blackout im Winter führte (Dark-Winter), dessen Auswirkungen in seinen Dimensio-

nen vielleicht nur mit den Atomkatastrophen in Tschernobyl, Fukushima und Cattenom vergleichbar waren. 

Allerdings hatte die zentrale europäische Energieversorgung auch ohne die Anschläge, die die Verwundbar-

keit des Versorgungssystems offenkundig machten, auch vorher schon mit Problemen zu kämpfen. Die 

Akzeptanz in den Energieproduktionslandschaften, denen nur ein geringer Anteil an Wertschöpfung zufloss, 

war stark am Sinken, was die Erschließung neuer Standorte erschwerte. Die andauernde Russland-Ukraine-

Krise und der Frackingeinbruch in den USA sorgten zudem neben den sich zuspitzenden Verhältnissen im 

Nahen Osten für einen starken Anstieg der Öl- und Gaspreise, was die Deutlichkeit der Abhängigkeiten bei 

zentralen Versorgungsstrukturen noch einmal betonte. Die deutliche Degression bei den EE-Anlagen trieb 

daher immer mehr Private, Unternehmen und Gemeinden in eine zum Teil nicht priorisierte Selbstversorgung 

auf EE-Basis. Bedingt durch die anhaltende Wirtschaftskrise, Regierungswechsel auf EU-Ebene und in 
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wichtigen europäischen Ländern kam es zu einer Trendabkehr von der dominierenden zentralen Energiever-

sorgung. 
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